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Reichs-Geſetzblatt. 


M 37. 


Inhalt: Geſeß, betreffend die Abänderung der Gewerbeorbnung. S. 66. 


(Nr. 2412.) Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung. Vom 26. Juli 1897 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ı. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
Artikel 1. 


An die Stelle des Titels VI der Gewerbeordnung treten nachfolgende Be⸗ 
ſtimmungen: 
Titel VI. 


Innungen, Innungsausſchuͤſſe, Handwerkskammern, Innungsverbaͤnde. 


I. Innungen. 
a. Allgemeine Vorſchriften. 


$. 81. 
Diejenigen, welche ein Gewerbe ſelbſtändig betreiben, können zur Förderung 
der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen zu einer Innung zuſammentreten. 


§. 8la. 

Aufgabe der Innungen iſt: 

1. die Pflege des Gemeingeiſtes ſowie die Aufrechterhaltung und Stärkung 
der Standesehre unter den Innungsmitgliedern; 

2. die Förderung eines gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen Meiſtern und 
Geſellen (Gehülfen) ſowie die Fürſorge für das Herbergsweſen und den 
Arbeitsnachweis; 

3. die nähere Regelung des Lehrlingsweſens und die Fürſorge für die 
technifche, gewerbliche und fittliche Ausbildung der Lehrlinge, vorbehaltlich 
der Beſtimmungen der $$. 103e, 126 bis 132 a; 
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4. die Entſcheidung von Streitigkeiten der im $. 3 des Gewerbegerichts⸗ 
geſetzes vom 29. Juli 1890 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 141) und im F. 53 a 
des Krankenverſicherungsgeſetzes (Reichs⸗Geſetzbl. 1892 S. 379) be⸗ 
zeichneten Art zwiſchen den Innungsmitgliedern und ihren Lehrlingen. 


F. 81 b. 

Die Innungen ſind befugt, ihre Wirkſamkeit auf andere, den Innungs⸗ 
mitgliedern gemeinſame gewerbliche Intereſſen als die im $. 81a bezeichneten aus⸗ 
zudehnen. Insbeſondere ſteht ihnen zu: 

1. Veranſtaltungen zur Förderung der gewerblichen, techniſchen und fittlichen 
Ausbildung der Meiſter, Geſellen (Gehülfen) und Lehrlinge zu treffen, 
insbeſondere Schulen zu unterſtützen, zu errichten und zu leiten, ſowie 
über die Benutzung und den Beſuch der von ihnen errichteten Schulen 

, Vorſchriften zu erlaſſen, 
r Geſellen⸗ und Meiſterprüfungen zu veranſtalten und über die Prüfungen 
* Zeugniſſe auszuftellen; 

3. zur Unterſtützung ihrer Mitglieder und deren Angehörigen, ihrer Geſellen 
Gehülfen), Lehrlinge und Arbeiter in Fällen der Krankheit, des Todes, 
der Arbeitsunfähigkeit oder ſonſtiger Bedürftigkeit Kaſſen zu errichten; 

4. Schiedsgerichte zu errichten, welche berufen find, Streitigkeiten der im 
§. 3 des Gewerbegerichtsgeſetzes und im F. 53a des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes bezeichneten Art zwiſchen den Innungsmitgliedern und ihren 

Geſellen (Gehülfen) und Arbeitern an Stelle der ſonſt zuſtändigen 

Behörden zu entfcheiden; 

5. zur Förderung des Gewerbebetriebs der Innungsmitglieder einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb einzurichten. 


§. 82. 

Der Bezirk, für welchen eine Innung errichtet wird, ſoll in der Regel 
nicht über den Bezirk der höheren Verwaltungsbehörde, in welchem die Innung 
ihren Sitz nimmt, hinausgehen. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der 
Landes⸗Zentralbehörde. 

Soll der Bezirk, für welchen eine Innung errichtet wird, über das Gebiet 
eines Bundesſtaats hinaus erſtreckt werden, ſo iſt hierzu die Genehmigung der 
betheiligten Landes⸗Zentralbehörden erforderlich. Wird die Genehmigung ertheilt, 
ſo ſind die den Behörden übertragenen Befugniſſe, ſoweit nicht eine anderweite 
Vereinbarung getroffen wird, von den Behörden desjenigen Bundesſtaats wahr⸗ 
zunehmen, in welchem die Innung ihren Sitz hat. 

Bei der Errichtung iſt der Innung ein Name zu geben, welcher von dem 
aller anderen, an demſelben Orte oder in derſelben Gemeinde befindlichen Innungen 
verſchieden iſt. Die landesüblichen Benennungen (Aemter, Gilden und dergleichen) 
können beibehalten werden. 
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$. 83. 


Die Aufgaben der Innung, die Einrichtung ihrer Verwaltung und die 
Rechtsverhältniſſe ihrer Mitglieder ſind, ſoweit das Geſetz nicht darüber beſtimmt, 
durch das Statut zu regeln. 

Dasſelbe muß Beſtimmung treffen über: 


1* 
2 


. 08 


14. 
15. 


Namen, Sitz und Bezirk der Innung ſowie die Gewerbszweige, für 
welche die Innung errichtet ift; 

die Aufgaben der Innung ſowie die dauernden Einrichtungen zur Er⸗ 
füllung dieſer Aufgaben, insbeſondere hinſichtlich der Regelung des 
Lehrlingsweſens; 


Aufnahme, Austritt und Ausſchließung der Mitglieder; 
. die Rechte und Pflichten der Mitglieder, insbeſondere den Maßſtab, 


nach welchem die Mitgliederbeiträge erhoben werden; 


die Bildung des Vorſtandes, den Umfang ſeiner Befugniſſe und die 


Formen feiner Gefchäftsführung; 


die Zuſammenſetzung und Berufung der Innungsverſammlung, das 


Stimmrecht in derſelben, die Art der Beſchlußfaſſung und, ſofern die 
Innungsverſammlung aus Vertretern beſteht (§. 92 Abſatz 3), die Zahl 
und die Wahl der Vertreter; 


die Beurkundung der Beſchlüſſe der Innungsverſammlung und des 


Vorſtandes; 


die Aufſtellung und Prüfung der Jahresrechnung; 
die Bildung und die Geſchäftsführung des Geſellenausſchuſſes; 
die Ueberwachung der Beobachtung der für die Beſchäftigung der 


Geſellen Gehülfen), Lehrlinge und Arbeiter, den Beſuch der Fort⸗ 
bildungs⸗ oder Fachſchule und die Regelung des Lehrlingsweſens 
erlaſſenen Beſtimmungen; 


die Bildung des Organs und das Verfahren zur Entſcheidung der im 


$. 81a Ziffer 4 bezeichneten Streitigkeiten, 


. die Vorausſetzungen und die Form der Verhängung von Ordnungs⸗ 


ſtrafen 


. die Vorausſetzungen und die Form einer Abänderung des Statuts und 


den Erlaß und die Abänderung der Nebenftatuten; 

die Vorausſetzungen und die Form der Auflöſung der Innung; 

die öffentlichen Blätter, in welchen die Bekanntmachungen der Innung 
zu erfolgen haben. 


Das Statut darf keine Beſtimmung enthalten, welche mit den in dieſem 
Geſetze bezeichneten Aufgaben der Innung nicht in Verbindung ſteht oder geſetz— 
lichen Vorſchriften zuwiderläuft. 

Beſtimmungen über Einrichtungen zur Erfüllung der im F. 81 b Ziffer 3, 
4 und 5 bezeichneten Aufgaben dürfen nicht in das Innungsſtatut aufgenommen 


werden. 
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HN Z $. 84, 
74 57 & Das Innungsſtatut bedarf der Genehmigung durch die höhere Verwaltungs⸗ 
7 700 behörde desjenigen Bezirkes, in welchem die Innung ihren Sitz nimmt. Die 


A, 74% g, — Einreichung geſchieht durch die Aufſichtsbehörde ($. 96). 
ul dar fee, Die Genehmigung iſt zu verſagen: 


1. wenn das Innungsſtatut den geſetzlichen Anforderungen nicht entfpricht; 
Aut 22 7 2. wenn die durch das Innungsſtatut vorgeſehene Begrenzung des Innungs⸗ 
, 1 bezirkes die nach $. 82 Abſatz 1 oder Abſatz 2 erforderliche Genehmigung 


nicht erhalten hat. 


Außerdem darf die Genehmigung nur verſagt werden, wenn in dem durch 
das Innungsſtatut vorgeſehenen Innungsbezirke für die gleichen Gewerbe eine 
Innung bereits beſteht. 

In dem die Genehmigung verſagenden Beſcheide ſind die Gründe anzugeben; 
gegen denſelben findet der Rekurs ſtatt; wegen des Verfahrens und der Behörden 
gelten die Vorſchriften der $$. 20 und 21, ſoweit nicht landesgeſetzlich das Ver- 
fahren in ſtreitigen Verwaltungsſachen Platz greift. 

Abänderungen des Innungsſtatuts unterliegen den gleichen Vorſchriften. 


98 

Soll in der Innung eine Einrichtung der im §. 81 b Ziffer 3, 4 und 5 
vorgeſehenen Art getroffen werden, ſo ſind die dafür erforderlichen Beſtimmungen 
in Nebenſtatuten zuſammenzufaſſen. Dieſelben bedürfen der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde. Vor der Genehmigung iſt die Gemeindebehörde 
des Ortes, an welchem die Innung ihren Sitz hat, ſowie die Aufſichtsbehörde 
zu hören. Die Genehmigung kann nach Ermeſſen unter Angabe der Gründe 
verſagt werden. Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde ſteht den 
Betheiligten binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Landes ⸗Zentralbehörde 
zu. Abänderungen der Nebenſtatuten unterliegen den gleichen Vorſchriften. 

Ueber die Einnahmen und Ausgaben der im F. 81 b Ziffer 3 und 5 be 
zeichneten Einrichtungen iſt getrennt Rechnung zu führen und das hierfür bes 
ſtimmte Vermögen geſondert von dem übrigen Innungsvermögen zu verwalten. 
Verwendungen für andere Zwecke dürfen aus demſelben nicht gemacht werden. 
Die Gläubiger haben das Recht auf geſonderte Befriedigung aus dem getrennt 
verwalteten Vermögen. 

805 

Die Innungen können unter ihrem Namen Rechte erwerben und Ver⸗ 
bindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werden. Für ihre Ver⸗ 
bindlichkeiten haftet den Gläubigern nur ihr Vermögen. 


e 
Als Innungsmitglieder können nur aufgenommen werden: 
1. diejenigen, welche ein Gewerbe, für welches die Innung errichtet iſt, 
in dem Innungsbezirke ſelbſtändig betreiben 


0 


2. diejenigen, welche in einem dem Gewerbe angehörenden Großbetrieb 
als Werkmeiſter oder in ähnlicher Stellung beſchäftigt find; 

3. diejenigen, welche in dem Gewerbe als ſelbſtändige Gewerbetreibende 
oder als Werkmeiſter oder in ähnlicher Stellung thätig geweſen ſind, 
dieſe Thätigkeit aber aufgegeben haben und eine andere gewerbliche 
Thätigkeit nicht ausüben; 

4. die in landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Betrieben gegen Entgelt 
beſchäftigten Handwerker. 

Andere Perſonen können als Ehrenmitglieder aufgenommen werden. 

Von der Ablegung einer Prüfung kann die Aufnahme nur abhängig ge⸗ 
macht werden, wenn Art und Umfang derſelben durch das Statut geregelt find; 
die Prüfung darf nur den Nachweis der Befähigung zur ſelbſtändigen Aus⸗ 
führung der gewöhnlichen Arbeiten des Gewerbes bezwecken. 

Iſt die Aufnahme von der Zurücklegung einer Lehrlings⸗ oder Geſellenzeit 
oder von der Ablegung einer Prüfung abhängig gemacht, ſo iſt eine Ausnahme 
von der Erfüllung dieſer Anforderungen nur unter beſtimmten, im Statute feſt⸗ 
geſtellten Voraussetzungen zuläſſig. Von einem Aufnahmeſuchenden, welcher bereits 
vor einer anderen Innung desſelben Gewerbes eine Aufnahmeprüfung beſtanden 
hat, kann eine ſolche nicht nochmals verlangt werden. 

Gewerbetreibenden, welche den geſetzlichen und ſtatutariſchen Anforderungen 
entſprechen, darf die Aufnahme in die Innung nicht verſagt werden. 

Von der Erfüllung der geſetzlichen und ſtatutariſchen Bedingungen kann 
zu Gunſten Einzelner nicht abgeſehen werden. 


§. 87a. 


Der Austritt aus der Innung iſt, wenn das Innungsſtatut eine vorherige 
Anzeige darüber nicht verlangt, am Schluſſe jedes Rechnungsjahrs geſtattet. 
Eine Anzeige über den Austrikt kann früheſtens ſechs Monate vor dem letzteren 
verlangt werden. 

Ausſcheidende Mitglieder verlieren alle Anſprüche an das Innungsvermögen 
und, ſoweit nicht ſtatutariſch abweichende Beſtimmungen getroffen find, ar die 
von der Innung errichteten Nebenkaffen; fie bleiben zur Zahlung derjenigen 
Beiträge verpflichtet, deren Umlegung am Tage ihres Austritts bereits erfolgt 
war. Vertragsmäßige Verbindlichkeiten, welche fie der Innung gegenüber ein- 
gegangen ſind, werden durch den Austritt nicht berührt. 

Wird nach dem Tode eines Innungsmitglieds deſſen Gewerbe für Rechnung 
deren Wittwe oder minderjähriger Erben fortgeſetzt, ſo gehen die Befugniſſe und 

bliegenheiten des Verſtorbenen mit Ausnahme des Stimmrechts auf die Wittwe 
während des Wittwenſtandes beziehungsweiſe auf die minderjährigen Erben für 
ie Dauer der Minderjährigkeit über. Durch das Statut kann der Wittwe oder 
em Stellvertreter das Stimmrecht eingeräumt werden. 


$. 88. 

Den Innungsmitgliedern darf die Verpflichtung zu Handlungen oder Unter 
laſſungen, welche mit den Aufgaben der Innung in keiner Verbindung ſtehen, 
nicht auferlegt werden. 

Zu anderen Zwecken als der Erfüllung der ſtatutariſch oder durch das 
Geſetz beſtimmten Aufgaben der Innung, ſowie der Deckung der Koſten der 
Innungsverwaltung dürfen weder Beiträge von den Innungsmitgliedern oder 
von den Geſellen derſelben erhoben werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen 
der Innung erfolgen. 

Die Innungen ſind befugt, für die Benutzung der von ihnen getroffenen 
Einrichtungen, Fachſchulen, Herbergen, Arbeitsnachweis und dergleichen Gebühren 
zu erheben. 

$. 89. 

Die aus der Errichtung und der Thätigkeit der Innung und ihres Geſellen⸗ 
ausſchuſſes (§. 95) erwachſenden Koſten ſind, ſoweit ſie aus den Erträgen des 
vorhandenen Vermögens oder aus ſonſtigen Einnahmen keine Deckung finden, 
von den Innungsmitgliedern aufzubringen. 

Die Verpflichtung zur Zahlung von Beiträgen beginnt mit dem Anfange 
des auf den Eintritt folgenden Monats. 

Die auf Grund des Statuts oder der Nebenſtatuten umgelegten Beiträge 
ſowie die für die Benutzung der Innungseinrichtungen zu entrichtenden Gebühren 
($. 88 Abſatz 3) werden auf Antrag des Innungsvorſtandes auf dem für die 
Beitreibung der Gemeindeabgaben landesrechtlich vorgeſehenen Wege zwangsweiſe 
eingezogen. Das Gleiche gilt für die Einziehung von Ordnungsſtrafen (§. 920). 

Streitigkeiten wegen Entrichtung von Beiträgen und Gebühren entſcheidet 
die Aufſichtsbehörde. Die Entſcheidung kann binnen zwei Wochen durch Beſchwerde 
bei der höheren Verwaltungsbehörde angefochten werden; dieſe entſcheidet endgültig. 


$. 89a. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Innung find von allen ihren Zwecken 
fremden Vereinnahmungen und Verausgabungen getrennt feſtzuſtellen; ihre Be⸗ 
ſtände ſind geſondert zu verwahren. 

Die Beſtände müſſen in der durch die $$. 1807 und 1808 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Weiſe angelegt werden. Sofern der Bezirk der Innung 
ſich nicht über das Gebiet eines Bundesſtaats hinaus erſtreckt, kann die Anlegung 
auch in der nach Artikel 212 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche zugelaſſenen Weiſe erfolgen. 

Zeitweilig verfügbare Gelder dürfen mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
auch in anderer als der durch die $$. 1807 und 1808 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bezeichneten Weiſe vorübergehend angelegt werden. 

Ueber die Aufbewahrung von Werthpapieren trifft die Aufſichtsbehörde 
Beſtimmung. 
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$. 89 b. 

Die Innung bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde bei: 

1. dem Erwerbe, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum; 

2. Anleihen, ſofern ihr Betrag nicht nur zur vorübergehenden Aushülfe 
dient und aus den Ueberſchüſſen der laufenden Einnahmen über die 
Ausgaben einer Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden kann; 

3. der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, wiſſen⸗ 
ſchaftlichen oder Kunſtwerth haben. 


§. 90. 

N Auf Innungs⸗Krankenkaſſen finden außer den Vorſchriften des §. 73 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes auch die $$. 34 bis 38, 45 Abſatz 5, 47 Abſatz 3 bis 6 
des letzteren entſprechende Anwendung. Jedoch kann die Kaſſenverwaltung aus⸗ 
ſchließlich den Geſellen (Gehülfen) und Arbeitern übertragen, und unter der 
Vorausſetzung, daß die Innungsmitglieder die Hälfte der Kaſſenbeiträge aus 
eigenen Mitteln beſtreiten, beſchloſſen werden, daß der Vorſitzende ſowie die Hälfte 
er Mitglieder des Vorſtandes und der Generalverſammlung von der Innung 
zu beſtellen ſind. 

F. 91. 

„„Die auf Grund des F. 81 b Ziffer 4 errichteten Innungsſchiedsgerichte 
müſſen mindeſtens aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern beſtehen. 

Die Beiſitzer und deren Stellvertreter find zur Hälfte aus den Innungs⸗ 
mitgliedern, zur Hälfte aus den bei ihnen beſchäftigten Geſellen (Gehülfen) und 
Arbeitern zu entnehmen. Die erſteren ſind von der Innungsverſammlung, die 
letzteren von den Geſellen (Gehülfen) und Arbeitern zu wählen. Auf das Wahl⸗ 
recht finden die Vorſchriften der $$. 10, 13 Abſatz 1, 14 Abſatz 1 des Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetzes Anwendung. 

& Der Vorſitzende wird von der Auffichtsbehörde beſtimmt, er braucht der 
Innung nicht anzugehören. 

Die Beiſitzer erhalten für jede Sitzung, welcher fie beigewohnt haben, Ver⸗ 
ung der baaren Auslagen und eine Entſchädigung für Zeitverſäumniß; die 
Zöhe der letzteren und der Betrag der dem Vorſitzenden zu gewährenden Ver⸗ 
gütung ſind im Nebenſtatute feſtzuſetzen. 

6. „Sind Wahlen nicht zu Stande gekommen, oder verweigern die Gewählten 
die Dienſtleiſtung, ſo hat die Aufſichtsbehörde die Beiſitzer aus der Zahl der 
wählbaren Innungsmitglieder, Geſellen (Gehülfen) und Arbeiter zu ernennen. 

Ei Die Anberaumung des erſten Termins ſoll innerhalb acht Tagen nach 
zugang der Klage erfolgen und die Entſcheidung nach Möglichkeit beſchleunigt 
werden. Wird die achttägige Friſt nicht innegehalten, ſo kann der Kläger ver⸗ 
den, daß ſtatt des Innungsſchiedsgerichts an den Orten, wo Gewerbegerichte 
eſtehen, dieſe und, wo ſolche nicht beſtehen, die ordentlichen Gerichte entſcheiden. 
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Dies Verlangen iſt dem darnach zuſtändigen Gewerbegericht oder ordentlichen 
Gericht und dem Innungsſchiedsgerichte ſchriftlich mitzutheilen. 


SrYha: 

Erfolgt durch das Innungsſchiedsgericht eine Verurtheilung auf Vornahme 
einer Handlung, ſo iſt der Beklagte zugleich auf Antrag des Klägers für den 
Fall, daß die Handlung nicht binnen einer zu beſtimmenden Friſt vorgenommen 
wird, zur Zahlung einer nach dem Ermeſſen des Gerichts feſtzuſetzenden Ent⸗ 
ſchädigung zu verurtheilen. In dieſem Falle iſt die Zwangsvollſtreckung gemäß 
8$. 773 und 774 der Civilprozeßordnung ausgeſchloſſen. 


99915. 

Die Entſcheidungen der Innung (F. 81 a Ziffer 4) und der Innungsſchieds⸗ 
gerichte (F. 81 b Ziffer 4) find ſchriftlich abzufaſſen; fie gehen in Rechtskraft über, 
wenn nicht binnen einer Nothfriſt von einem Monat eine Partei Klage bei dem 
ordentlichen Gericht erhebt. Die Friſt beginnt gegen eine bei der Verkündigung 
nicht anweſende Partei mit der Behändigung der Entſcheidung. 

Aus Vergleichen, welche nach Erhebung der Klage vor der Innung oder 
dem Innungsſchiedsgerichte geſchloſſen find, findet die Zwangsvollſtreckung ftatt. 

Die Entſcheidungen können von Amtswegen für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt werden, wenn ſie die im § 3 Ziffer 1 des Gewerbegerichtsgeſetzes bezeichneten 
Streitigkeiten betreffen, oder der Gegenſtand der Verurtheilung an Geld oder 
Geldeswerth die Summe von einhundert Mark nicht überſteigt. 

Die vorläufige Vollſtreckbarkeit iſt nicht auszuſprechen, wenn glaubhaft 
gemacht wird, daß die Vollſtreckung dem Schuldner einen nicht zu erſetzenden 
Nachtheil bringen würde; auch kann fie von einer vorläufigen Sicherheitsleiſtung 
abhängig gemacht werden. 

Die Vollſtreckung erfolgt, ſofern die Partei dies beantragt, auf Erſuchen 
der Innung oder des Innungsſchiedsgerichts durch die Polizeibehörde nach Maß, 
gabe der Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren; wo ein ſolches 
Verfahren nicht beſteht, finden die Beſtimmungen über die Zwangsvollſtreckung 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten Anwendung. Ein unmittelbarer Zwang zul 
Vornahme einer Handlung ift nur im Falle des $. 127d zuläffig. 

Iſt rechtzeitig Klage erhoben, fo findet der $. 647 der Civilprozeßordnung 
entſprechende Anwendung. 

8 

Die Angelegenheiten der Innung werden von der Innungsverſammlung 
und dem Vorſtande wahrgenommen. 

Zur Wahrnehmung einzelner Angelegenheiten können Ausſchüſſe gebildel 
werden. 

Die Innungsverſammlung beſteht nach Beſtimmung des Statuts entweder 
aus allen Innungsmitgliedern oder aus Vertretern, welche von jenen aus ihre 
Mitte gewählt werden. 
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Der Vorſtand wird von der Innungsverſammlung auf beſtimmte Zeit 
mittelſt geheimer Wahl gewählt. Die Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn 
Niemand widerſpricht. 

Die Wahlen der Vertreter und des Innungsvorſtandes finden unter Leitung 
des Innungsvorſtandes ſtatt. Die erſte Wahl nach Errichtung der Innung, 
ſowie ſpätere Wahlen, bei denen ein Vorſtand nicht vorhanden iſt, werden von 
mem Beauftragten der Aufſichtsbehörde geleitet. Ueber die Wahlhandlung iſt 
ein Protokoll aufzunehmen. 

§. 92a. 

„Der Vorſtand hat nach näherer Beſtimmung des Statuts die laufende 
Verwaltung zu führen. 

Er hat über jede Aenderung in feiner Zuſammenſetzung und über das Er— 
Lebniß jeder Wahl der Aufſichtsbehörde binnen einer Woche Anzeige zu erſtatten. 
Iſt die Anzeige nicht erfolgt, ſo kann die Aenderung dritten Perſonen nur dann 
entgegengehalten werden, wenn bewieſen wird, daß ſie letzteren bekannt war. 


§. 92 b. 
| Die Innungen werden durch ihren Vorſtand gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten. Die Vertretung erſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechts⸗ 
Zandlungen, für welche nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. 
Hurch das Statut kann einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern des Vorſtandes 
die Vertretung nach außen übertragen werden. 
da, Zur Legitimation des Vorſtandes genügt bei allen Rechtsgeſchäften die 
Weſcheinigung der Aufſichtsbehörde, daß die darin bezeichneten Perſonen zur Zeit 
en Vorſtand bilden. 

Die Mitglieder des Vorſtandes haften für pflichtmäßige Verwaltung wie 

Vormünder ihren Muͤndeln. 

$. 920. 

Der Vorſtand iſt berechtigt, über Innungsmitglieder bei Verſtößen gegen 
Natutarifee Vorſchriften Ordnungsſtrafen, insbeſondere Geldſtrafen bis zum 
Actrage von zwanzig Mark zu verhängen. Ueber Beſchwerden entſcheidet die 

ufſichtsbehörde. Der Betrag der Geldſtrafen fließt in die Innungskaſſe. 


Seh 

8 Die Innungsverſammlung beſchließt über alle Angelegenheiten der Innung, 
den Wahrnehmung nicht nach Vorſchrift des Geſetzes oder des Statuts dem 
Borſtand obliegt. 

Der Innungsverſammlung muß vorbehalten bleiben: 

1. die Feſtſtellung des Haushaltsplans; 

2. die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung, 

3. die Bewilligung von Ausgaben, welche im Haushaltsplane nicht vor- 

geſehen find; 
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4. die Verfolgung von Anſprüchen, welche der Innung gegen Vorſtands⸗ 
mitglieder aus deren Amtsführung erwachſen, durch Beauftragte; 
„der Erlaß von Vorſchriften zur näheren Regelung des Lehrlingsweſens 
die Beſchlußfaſſung über: 
a) den Erwerb, die Veräußerung oder die dingliche Belaſtung von 
Grundeigenthum; 
b) die Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, 
wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth haben; 
c) die Aufnahme von Anleihen, 

7. die Wahl der Mitglieder der Organe zur Entſcheidung der im F. 81a 
Ziffer 4 und §. 81 b Ziffer 4 bezeichneten Streitigkeiten, ſoweit ſie aus 
der Zahl der Innungsmitglieder zu entnehmen Ans; 

8. die Wahl der Mitglieder der Prüfungsausſchüſſe, ſoweit fie aus der 
Zahl der Innungsmitglieder zu entnehmen find (§. 131); | 

9. die Beſchlußfaſſung über Abänderung des Statuts ſowie über Errichtung 
und Abänderung von Nebenftatuten; 

10. die Beſchlußfaſſung über die Auflöſung der Innung. 


$. 93a. 


Berechtigt zur Wahl der Vertreter zur Innungsverſammlung und ſtimm⸗ 
berechtigt in der Innungsverſammlung ſind nur die volljährigen Innungsmitglieder 
mit Ausnahme derjenigen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte, 
befinden oder durch gerichtliche Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt ſind. 

Wählbar zu Mitgliedern des Vorſtandes und der Ausſchüſſe ſowie zu 
Mitgliedern des im §. 83 Abſatz 2 Ziffer 11 bezeichneten Organs find nur ſolche 
wahlberechtigte Innungsmitglieder, welche zum Amte eines Schöffen fähig ſind 
(SS. 31, 32 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes). 

Durch das Statut kann beſtimmt werden, daß Innungsmitglieder, welche 
mit der Zahlung der Beiträge wiederholt im Rückſtande geblieben ſind, weder 
wahlberechtigt noch wählbar und von der Theilnahme an den Geſchäften der 
Innung für gewiſſe Zeit ausgeſchloſſen ſind. 

In gleicher Weiſe kann beſtimmt werden, daß Innungsmitglieder, welche 
ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, oder durch gerichtliche 
Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt find, von der 
Theilnahme an den Geſchäften der Innung ausgeſchloſſen ſind. 


F. 94. 

Beſchwerden gegen die Rechtsgültigkeit der Wahlen find nur binnen vier 
Wochen nach der Wahl zuläſſig. Sie werden durch die Aufſichtsbehörde 
endgültig entſchieden. Dieſelbe hat auf erhobene Beſchwerde Wahlen, welche 
gegen das Geſetz oder auf Grund des Geſetzes erlaſſene Wahlvorſchriften ver 
ſtoßen, für ungültig zu erklären. 


E 


— kB — 


la 

Die Mitglieder der Innungsvorſtände, Prüfungsausſchüſſe und Geſellen⸗ 
ausſchüſſe ſowie der Organe zur Entſcheidung der im §. 81 a Ziffer 4 bezeichneten 
Streitigkeiten verwalten ihr Amt als Ehrenamt unentgeltlich, doch kann ihnen 
nach näherer Beſtimmung des Statuts Erſatz baarer Auslagen und eine Ent⸗ 
chädigung für Zeitverſäumniß gewährt werden. 

Die Annahme der Wahl kann nur aus Gründen verweigert werden, aus 
denen die Wahl zum Beiſitzer eines Gewerbegerichts (§. 18 des Gewerbegerichts⸗ 
geſetzes) abgelehnt werden kann. Ablehnungsgründe des Gewählten find nur zu 
zerückſichtigen, wenn fie binnen zwei Wochen, nachdem der Gewählte von feiner 
Wahl in Kenntniß geſetzt iſt, ſchriftlich geltend gemacht werden. Ueber den 
Ablehnungsantrag entſcheidet die Auffichtsbehörde endgültig. Dieſe Beſtimmungen 
finden auf die Mitglieder der Innungsſchiedsgerichte enkſprechende Anwendung. 


$. 94 b. 

Mitglieder der Innungsvorſtände, der Ausſchüſſe der Innungen, der 
Geſellenausſchüſſe ſowie der Organe zur Entſcheidung der in 6$. 81 a Ziffer 4 
und 81 p Ziffer 4 bezeichneten Streitigkeiten, hinſichtlich deren Umſtände eintreten 
oder bekannt werden, welche die Wählbarkeit ausſchließen, haben aus dem Amte 
auszuſcheiden. Im Falle der Weigerung erfolgt die Enthebung des Betheiligten 
vom Amte durch die Aufſichtsbehörde nach Anhörung des Betheiligten und der 
Körperſchaft, welcher er angehört. Gegen die Verfügung der Auffichtsbehörde iſt 
innen vier Wochen die Beſchwerde zuläſſig. Die Entſcheidung über die Be⸗ 
ſchwerde iſt endgültig. 

$. 94. 

Die Innungen ſind befugt, durch Beauftragte die Befolgung der geſetzlichen 
und ſtatutariſchen Vorſchriften in den zur Innung gehörigen Betrieben zu über⸗ 
vachen und von der Einrichtung der Betriebsräume und der für die Unterkunft 
der Lehrlinge beſtimmten Räume Kenntniß zu nehmen. 

Die Verpflichteten haben den als ſolchen legitimirten Beauftragten der 
betheiligten Innungen auf Erfordern während der Betriebszeit den Zutritt zu den 
Verkſtätten und Unterkunftsräumen, ſowie zu den ſonſt in Betracht kommenden 
maumlichkeiten zu geſtatten und ihnen Auskunft über alle Gegenſtände zu geben, 
velche für die Erfüllung ihres Auftrags von Bedeutung find; fie können hierzu 
auf Antrag der Beauftragten von der Ortspolizeibehörde angehalten werden. 
., Namen und Wohnſttz der Beauftragten find von der Innung der Aufſichts⸗ 
behörde anzuzeigen. 

Die Beauftragten ſind verpflichtet, den im F. 139 b bezeichneten Beamten 
0 Erfordern über ihre Ueberwachungsthätigkeit und deren Ergebniſſe Mittheilung 

machen. 
- Befürchtet der Betriebsunternehmer von der Beſichtigung des Betriebs 
durch den Beauftragten der Innung eine Schädigung ſeiner Geſchäftsintereſſen, 
108* 
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ſo kann er die Beſichtigung durch einen anderen Sachverſtändigen beanſpruchen. 
In dieſem Falle hat er dem Vorſtande der Innung, ſobald er den Namen des 
Beauftragten erfährt, eine entſprechende Mittheilung zu machen und einige geeignete 
Perſonen zu bezeichnen, welche auf ſeine Koſten die erforderlichen Beſichtigungen 
vorzunehmen und dem Vorſtande die erforderliche Auskunft über die vorgefundenen 
Verhältniſſe zu geben bereit ſind. In Ermangelung einer Verſtändigung zwiſchen 
dem Betriebsunternehmer und dem Vorſtand entſcheidet auf Anſuchen des letzteren 
die Aufſichtsbehörde. 

Auf Räume, welche Beſtandtheile landwirthſchaftlicher oder fabrikmäßiger 
Betriebe ſind, finden die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 


§. 95. 

Die bei den Innungsmitgliedern beſchäftigten Geſellen (Gehülfen) nehmen 
an der Erfüllung der Aufgaben der Innung und an ihrer Verwaltung Theil, 
ſoweit dies durch Geſetz oder Statut beſtimmt iſt. Sie wählen zu dieſem Zwecke 
den Geſellenausſchuß. 

Der Geſellenausſchuß iſt bei der Regelung des Lehrlingsweſens und bei der 
Geſellenprüfung, ſowie bei der Begründung und Verwaltung aller Einrichtungen 
zu betheiligen, für welche die Geſellen (Gehülfen) Beiträge entrichten oder eine 
beſondere Mühewaltung übernehmen, oder welche zu ihrer Unterſtützung be⸗ 
ſtimmt ſind. 

Die nähere Regelung dieſer Betheiligung hat durch das Statut mit der 
Maßgabe zu erfolgen, daß 

1. bei der Berathung und Beſchlußfaſſung des Innungsvorſtandes mir 
deſtens ein Mitglied des Geſellenausſchuſſes mit vollem Stimmrechte 
zuzulaſſen ift; 

2. bei der Berathung und Beſchlußfaſſung der Innungsverſammlung ſeine 
ſämmtlichen Mitglieder mit vollem Stimmrechte zuzulaſſen ſind, 

3. bei der Verwaltung von Einrichtungen, für welche die Geſellen (Gehülfen) 
Aufwendungen zu machen haben, abgeſehen von der Perſon des Vor 
ſitzenden, Geſellen, welche vom Geſellenausſchuſſe gewählt werden, in 
gleicher Zahl zu betheiligen ſind wie die Innungsmitglieder. 

Die Ausführung von Beſchlüſſen der Innungsverſammlung in den im 
Abſatze 2 bezeichneten Angelegenheiten darf nur mit Zuſtimmung des Geſellen— 
ausſchuſſes erfolgen. Wird die Zuſtimmung verſagt, ſo kann ſie durch die Auf 
ſichtsbehörde ergänzt werden. 

§. 95 a. 

Zur Theilnahme an der Wahl des Geſellenausſchuſſes ſind die bei einem 
Innungsmitgliede beſchäftigten volljährigen Geſellen (Gehülfen) berechtigt, welche 
ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Wählbar iſt jeder wahlberechtigte Geſelle, welcher zum Amte eines Schöffen 
fähig iſt (§§. 31, 32 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes). 
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Die Wahl zum Geſellenausſchuſſe leitet ein Mitglied des Innungsvorſtandes, 
wenn ein ſolches nicht vorhanden iſt, ein Vertreter der Aufſichtsbehörde. 


$. Pb. 

Für die Mitglieder des Geſellenausſchuſſes ſind Erſatzmänner zu wählen, 
welche für dieſelben in Behinderungsfällen oder im Falle des Ausſcheidens für 
den Reſt der Wahlperiode in der Reihenfolge der Wahl einzutreten haben. Wird 
deſſenungeachtet der Geſellenausſchuß nicht vollzählig, ſo hat er ſich für den Reſt 
der Wahlzeit durch Zuwahl zu ergänzen. 


§. 950. 

Mitglieder des Geſellenausſchuſſes behalten, auch wenn ſie nicht mehr bei 
Innungsmitgliedern beſchäftigt find, ſolange fie im Bezirke der Innung verbleiben, 
die Mitgliedfchaft noch während dreier Monate ſeit dem Austritt aus der Bes 
ſchäftigung bei Innungsmitgliedern. 


SR 

Die Innungen unterliegen der Aufſicht der unteren Verwaltungsbehörde, 
in deren Bezirke ſie ihren Sitz haben. 

Die Aufſichtsbehörde überwacht insbeſondere die Befolgung der geſetzlichen 
und ſtatutariſchen Vorſchriften und kann ſie durch Androhung, Feſtſetzung und 
Vollſtreckung von Ordnungsſtrafen gegen die Inhaber der Innungsämter, gegen 
die Innungsmitglieder und gegen deren Geſellen, ſoweit dieſe an den Geſchäften 
der Innung Theil nehmen, erzwingen. Die Geldſtrafen fließen in die Innungskaſſe. 

Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, der Innung, wenn ſie es unterläßt, ihr 
zuſtehende Anſprüche geltend zu machen, einen Vertreter zur gerichtlichen Verfolgung 
der Angelegenheit zu beſtellen. 

5 Sie entſcheidet Streitigkeiten über die Aufnahme und Ausſchließung der 
Mitglieder, über die Wahlen zu den Innungsämtern, ſowie unbeſchadet der Rechte 
Dritter über die Rechte und Pflichten der Inhaber dieſer Aemter. 

Sie hat das Recht, einen Vertreter zu den Prüfungen zu entſenden. Sie 
beruft und leitet die Innungsverſammlung, wenn der Innungsvorſtand dieſelbe 
zu berufen ſich weigert. 

Ueber Abänderungen des Innungsſtatuts oder der Nebenſtatuten und über 
die Auflöſung der Innung kann von der Innungsverſammlung nur im Beiſein 
eines Vertreters der Aufſichtsbehörde beſchloſſen werden. 

e Gegen die Anordnungen und Entſcheidungen der Aufſichtsbehörde iſt binnen 
vier Wochen die Beſchwerde zuläſſig. Die Entſcheidung über die Beſchwerde iſt 
endgültig. 

§. 97. 
Die Schließung einer Innung kann erfolgen: 
1. wenn ſich ergiebt, daß nach §. 84 die Genehmigung hätte verfagt 
werden müſſen und die erforderliche Aenderung des Statuts innerhalb 
einer zu ſetzenden Friſt nicht bewirkt wird, 
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2. wenn die Innung wiederholter Aufforderung der Aufſichtsbehörde 
ungeachtet die Erfüllung der ihr durch F. 81a geſetzten Aufgaben ver⸗ 
nachläſſigt 

3. wenn die Innung ſich geſetzwidriger Handlungen oder Unterlaſſungen 
ſchuldig macht, durch welche das Gemeinwohl gefährdet wird, oder 
wenn ſie andere als die gefeglich zuläſſigen Zwecke verfolgt; 

4. wenn die Zahl ihrer Mitglieder ſo weit zurückgeht, daß die Erfüllung 
ihrer geſetzlichen Aufgaben dauernd gefährdet erſcheint. 

Die Schließung wird durch die höhere Verwaltungsbehörde ausgeſprochen. 

Gegen die die Schließung ausſprechende Verfügung findet der Rekurs ftatt; 

wegen des Verfahrens und der Behörden gelten die Vorſchriften der §§. 20 
und 21, ſoweit nicht landesgeſetzlich das Verfahren in ſtreitigen Verwaltungs⸗ 
ſachen Plag greift. 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen einer Innung 

hat die Schließung kraft Geſetzes zur Folge. 


§. 98. 

Bei der Auflöſung einer Innung wird die Abwickelung der Geſchäfte, 
ſofern die Innungsperſammlung nicht anderweitig beſchließt, durch den Vorſtand 
unter Aufſicht der Aufſichtsbehörde vollzogen. Genügt der Vorſtand feiner Ver⸗ 
pflichtung nicht, oder tritt die Schließung der Innung ein, ſo erfolgt die Ab⸗ 
wickekung der Geſchäfte durch die Aufſichtsbehörde oder Beauftragte derſelben. 

Von dem Zeitpunkte der Auflößt ſung oder Schließung ab bleiben die 
Innungsmitglieder noch für diejenigen Zahlungen verhaftet, zu welchen ſie für 
den Fall eigenen Ausſcheidens aus den Innungsverhältniſſen verpflichtet ſind. 

Die höhere Verwaltungsbehörde iſt befugt, den bisher mit der Innung 
verbunden geweſenen, nicht unter $. 73 155 Krankenverſicherungsgeſetzes fallenden 
Unterſtützungskaſſen nach der Auflöſung oder Schließung der Innung Korporations⸗ 
rechte zu verleihen, in dieſem Falle verbleiben den Kaſſen ihre bisherigen Beſtände. 


$. 98a. 

Das bei der Auflöſung oder Schließung vorhandene Vermögen iſt zunächſt 
zur Berichtigung der vorhandenen Schulden und zur Erfüllung der ſonſtigen 
Verpflichtungen der Innung zu verwenden. 

Eine Vertheilung des hiernach verbleibenden Reinvermögens unter die Mit⸗ 
glieder kann die Innung nur ſoweit beſchließen, als dasſelbe aus Beiträgen diefer 
Mitglieder entſtanden iſt. Keinem Anſpruchsberechtigten darf mehr als der 
Geſammtbetrag der von ihm geleiſteten Beiträge ausgezahlt werden. 

Der Reſt des Vermögens wird, ſofern in dem Statut oder in den Landes⸗ 
geſetzen nicht ein Anderes ausdrücklich beſtimmt iſt, der Gemeinde, in welcher die 
Innung ihren Sitz hatte, zur Benutzung für gewerbliche Zwecke überwieſen. 

Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und der Innung, welche bei der Aus⸗ 
führung der vorſtehenden Beſtimmungen 8 entſcheidet die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde. 
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6. 99. | 
Die Statuten und Nebenſtatuten der Innungen, die Beſcheinigung über Zu ML 
die Legitimation der Vorſtände, ſowie die Ausfertigung der Vollmachten der / 4 
Beauftragten ſind koſten⸗ und ſtempelfrei. EN, A. 57. 
7 7 

b. Zwangsinnungen. 


§. 100. 

Zur Wahrung der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen der Handwerke Han v7 
gleicher oder verwandter Art ift durch die höhere Verwaltungsbehörde auf Antrag : 
Betheiligter (F. 100 f Abſatz 1) anzuordnen, daß innerhalb eines beſtimmten Bezirkes Im 2 2 
ſämmtliche Gewerbetreibende, welche das gleiche Handwerk oder verwandte Hand⸗ 4 u 
werke ausüben, einer neu zu errichtenden Innung (Swangsinnung) als Mitglieder mW. 
anzugehören haben, wenn 25 Un N 

1. die Mehrheit der betheiligten Gewerbetreibenden der Einführung des , , 

Beitrittszwanges zuſtimmt, N A 27 J 

2. der Bezirk der Innung ſo abgegrenzt iſt, daß kein Mitglied durch die A 

Entfernung feines Wohnorts vom Sitze der Innung behindert wird, /4 * .. 
am Genoſſenſchaftsleben Theil zu nehmen und die Innungseinrichtungen 0 
zu benutzen, und 

3. die Zahl der im Bezirke vorhandenen betheiligten Handwerker zur 

Vildung einer leiſtungsfähigen Innung ausreicht. 

Der Antrag kann auch darauf gerichtet werden, die im Abſatz 1 bezeichnete 
Anordnung nur für diejenigen daſelbſt bezeichneten Gewerbetreibenden zu erlaſſen, 
welche der Regel nach Geſellen oder Lehrlinge halten. 

Der Antrag kann von einer für das betreffende Handwerk beſtehenden 
Innung oder von Handwerkern geſtellt werden, welche zu einer neuen Innung 
zuſammentreten wollen. 

Ohne Herbeiführung einer Abſtimmung ($. 100 a) kann der Antrag ab⸗ 
gelehnt werden, wenn die Antragſteller einen verhältnißmäßig nur kleinen Bruch⸗ 

Heil der betheiligten Handwerker bilden, oder ein gleicher Antrag bei einer inner⸗ 
halb der letzten drei Jahre ſtattgefundenen Abſtimmung von der Mehrheit der 
Betheiligten abgelehnt worden iſt, oder durch andere Einrichtungen als diejenige 
einer Innung für die Wahrnehmung der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen 
der betheiligten Handwerke ausreichende Fürſorge getroffen iſt. 


$. 100 a. 
Urn feſtzuſtellen, ob die Mehrheit zuſtimmt (F. 100 Abſatz 1 Ziffer 1), hat 
die höhere Verwaltungsbehörde die betheiligten Gewerbetreibenden durch ortsübliche 
dekanntmachung oder beſondere Mittheilung zu einer Aeußerung für oder gegen 
ie Einführung des Beitrittszwanges aufzufordern. Bei der Abſtimmung enr⸗ 
ſcheidet die Mehrheit derjenigen, welche ſich an derſelben betheiligt haben. 


— 678 — 


$. 100 b. 

Die Verfügung, durch welche die im $. 100 Abſatz 1 bezeichnete Anordnung 
getroffen wird, muß den Zeitpunkt des Eintritts ihrer Wirkſamkeit bezeichnen und 
den Namen und den Sitz der Innung, die Abgrenzung ihres Bezirkes und die 
Bezeichnung derjenigen Gewerbe enthalten, für welche ſie errichtet wird. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat die Verfügung durch das zu ihren 
amtlichen Bekanntmachungen beſtimmte Blatt zu veröffentlichen. 

Gegen den Erlaß der Anordnung oder deren Verſagung ſteht den betheiligten 
Gewerbetreibenden binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Landes ⸗Zentral⸗ 
behörde zu, welche endgültig entſcheidet. Die Friſt läuft im Falle des Erlaſſes 
der Anordnung vom Tage der Veröffentlichung, im Falle der Verſagung vom 
Tage der Eröffnung des Beſcheids ab. 

Nach Erlaß der Anordnung find die für die gleichen Gewerbszweige be- 
ſtehenden Innungen, deren Sitz ſich im Bezirke der Zwangsinnung befindet, zu 
ſchließen. 

Innungen, welche außer dieſen noch andere Gewerbszweige umfaſſen, bleiben 
beſtehen. Diejenigen Mitglieder, welche der Zwangsinnung anzugehören haben, 
ſcheiden kraft Geſetzes aus der bisherigen Innung aus. 


$. 100. 
Auf Innungen, für welche die im $. 100 bezeichnete Anordnung getroffen 
iſt, finden die Vorſchriften der $$. 812 bis 99 mit den aus den $$. 100 d bis 
100 u ſich ergebenden Aenderungen Anwendung. 


$. 100 d. 

Gegen die Verſagung der Genehmigung des Innungsſtatuts und ſeiner 
Abänderungen iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Landes ⸗Zentral⸗ 
behörde zuläſſig; dieſe entſcheidet endgültig. ; 

Wird die Genehmigung des Statuts wiederholt verfagt, fo hat die höhere 
Verwaltungsbehörde dasſelbe mit rechts verbindlicher Kraft zu erlaſſen. 

Ergiebt ſich, daß dem Statut oder ſeinen Abänderungen die Genehmigung 
hätte verſagt werden müſſen, fo hat die höhere Verwaltungsbehörde die erforder— 
liche Abänderung anzuordnen; der die Abänderung anordnende Beſcheid kann auf 
dem im Abſatz 1 bezeichneten Wege angefochten werden. Unterläßt die Innung, 
die endgültig angeordnete Abänderung zu beſchließen, ſo hat die Aufſichtsbehörde 
die Beſchlußfaſſung anzuordnen und, falls dieſer Anordnung keine Folge gegeben 
wird, die erforderliche Abänderung des Statuts von Amtswegen mit rechtöver- 
bindlicher Wirkung zu vollziehen. 


$. 100 e. 
Das Statut iſt in geeigneter Weiſe zur Kenntniß der Betheiligten zu bringen. 
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$. 100 f. 

Als Mitglieder gehören der Innung alle diejenigen an, welche das Gewerbe, 
wofür die Innung errichtet iſt, als ſtehendes Gewerbe ſelbſtändig betreiben. Aus— 
genommen ſind: 

1. diejenigen, welche das Gewerbe fabrikmäßig betreiben; 

2. im Falle die im $. 100 Abſatz 1 bezeichnete Anordnung nur für ſolche 
Gewerbetreibende getroffen worden iſt, welche der Regel nach Gefelien 
oder Lehrlinge halten, diejenigen, welche der Regel nach weder Geſellen 
noch Lehrlinge halten. 

Inwieweit Handwerker, welche in landwirthſchaftlichen oder gewerblichen 
Betrieben gegen Entgelt beſchäftigt find und der Regel nach Geſellen oder Lehr— 
linge halten „ſowie Hausgewerbetreibende der Innung anzugehören haben, wird mit 
Henehmigung der höheren Verwaltungsbehörde durch das Statut beſtimmt. Vor 
der Genehmigung iſt den bezeichneten Perſonen Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 

Gewerbetreibende, welche mehrere Gewerbe betreiben, gehören derjenigen 
Innung als Mitglieder an, welche für das hauptſächlich von ihnen betriebene 
Gewerbe errichtet iſt. 

Die Mitgliedſchaft beginnt für diejenigen, welche zur Zeit der Errichtung 
er Innung das Gewerbe betreiben, mit dieſem Zeitpunkte, für diejenigen, welche 
den Betrieb des Gewerbes ſpäter beginnen, mit dem Zeitpunkte der Eröffnung 
des Betriebs. 

$. 100 g. 

Berechtigt, der für ihr Gewerbe errichteten Innung für ihre Perſon bei⸗ 
zutreten, ſind: 

1. die im F. 87 Abſatz 1 Ziffer 2 und 3 bezeichneten Perſonen ſowie die 
in landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Betrieben gegen Entgelt be— 
ſchäftigten Handwerker, welche der Regel nach weder Geſellen noch 
Lehrlinge halten, 

2. mit Zuſtimmung der Innungsverſammlung diejenigen, welche das 
Gewerbe fabrikmäßig betreiben, 

3. in dem Falle des $. 100 f Abſatz 1 Ziffer 2 diejenigen Gewerbetreibenden, 
welche der Regel nach weder Geſellen noch Lehrlinge halten. 

Die nähere Regelung der Rechte dieſer Perſonen erfolgt durch das Statut. 

R Dieſen Perſonen iſt der Austritt aus der Innung am Schluſſe jedes 

8 echnungsjahrs geſtattet. Eine vorherige Anzeige kann frübeftens ſechs Monate 

vor dem Austritte verlangt werden. 


$. 100 h. 
Streitigkeiten darüber, ob Jemand der Innung als Mitglied angehört, 
ſowie darüber, ob Jemand der Innung beizutreten berechtigt iſt, entſcheidet die 
ufſichtsbehörde. Die Entſcheidung kann binnen zwei Wochen durch Beſchwerde 
ei der höheren Verwaltungsbehörde angefochten werden, dieſe entſcheidet endgültig. 
Reichs. Geſehbl. 1897. 109 
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$. 1001. 


Die durch Errichtung der Innung erwachſenden Koſten ſind auf Antrag 
der Betheiligten von der Landes⸗Zentralbehörde vorzuſchießen. 


F. 100 k. 

Wird in Folge der Errichtung einer Zwangsinnung eine Innung geſchloſſen 
(§. 100 b Abſatz 4), fo geht das Vermögen dieſer Innung, vorbehaltlich der 
Beſtimmungen der $$. 1007 bis 100 n, mit Rechten und Pflichten auf die 
Zwangsinnung mit der Maßgabe über, daß die letztere die daran zu machenden 
Forderungen nur ſoweit zu vertreten hat, als das Vermögen reicht. 

Scheidet in Folge der Errichtung einer Zwangsinnung aus einer beſtehenden 
Innung ein Theil der Mitglieder aus (F. 100 b Abſatz 5), ſo iſt der Zwangs⸗ 
innung ein entſprechender Theil des Vermögens zu überweiſen. Dabei iſt das 
Verhältniß der Zahl der ausſcheidenden zu der Zahl der in der Innung ver⸗ 
bleibenden Mitglieder zu berückfichtigen. Kommt hierüber eine Einigung unter 
den Innungen nicht zu Stande, ſo entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde, 
welcher die beſtehende Innung unterſteht. Gegen die Entſcheidung ſteht den Be 
theiligten binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Landes ⸗Zentralbehörde zu. 
Dieſe entſcheidet endgültig. 

§. 100 “. 

Wird in Folge der Errichtung einer Zwangsinnung eine Innung ge⸗ 
ſchloſſen (FJ. 100 b Abſatz 4), mit welcher eine Innungs⸗Krankenkaſſe (§. 73 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes) verbunden iſt, ſo geht die letztere mit ihren Rechten 
und Verbindlichkeiten auf die Zwangsinnung über. 

Die Innungs⸗Krankenkaſſe kann jedoch von der höheren Verwaltungs- 
behörde geſchloſſen werden, wenn die Zwangsirmung einen anderen Bezirk oder 
andere Gewerbszweige umfaßt als diejenige Innung, für welehe die Innungs— 
Krankenkaſſe errichtet war, oder in Folge der Errichtung der Zwangsinnung 
mehrere Innungen geſchloſſen werden, mit welchen Innungs⸗Krankenkaſſen ver 
bunden ſind. Gegen die Verfügung, durch welche die Kaſſe geſchloſſen wird, iſt 
binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Landes⸗Zentralbehörde zuläſſig / dieſe 
entſcheidet endgültig. 

Wenn die Innungs⸗Krankenkaſſe auf die Zwangsinmung übergegangen it, 
fo werden die erforderlichen Abänderungen des Kaſſenſtatuts bis zur anderweiten 
Beſchlußfaſſung der Innungsverſammlung von der höheren Verwaltungsbehörde 
mit rechtsverbindlicher Kraft vollzogen. Solange dieſe Abänderungen nicht volle 
zogen ſind, haben die bisherigen Kaſſenorgane die Verwaltung fortzuführen. 

Sind mit der Innung, welche in Folge der Errichtung einer Zwangs 
innung geſchloſſen wird, ſonſtige Unterſtützungskaſſen verbunden, ſo finden die 
ss. 98 und 98a Anwendung. Sofern nicht ſtatutariſche oder landesgeſetzliche 
Beſtimmungen entgegenſtehen, kann die Zwangsinnung mit Zuſtimmung der 
Vertretung der Unterſtützungskaſſe dieſe Kaſſe mit allen Rechten und Verbindlich 
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keiten übernehmen. In letzterem Falle bleiben die bisherigen Mitglieder dieſer 
Kaſſe berechtigt, ihnen anzugehören, auch wenn ſie der Zwangsinnung nicht an⸗ 
gehören. 

$. 100 m. 

Scheidet in Folge der Errichtung einer Zwaugsinnung aus einer beſtehenden 
Innung, mit welcher eine Innungs⸗Krankenkaſſe (F. 73 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes) verbunden iſt, ein Theil der Mitglieder aus (§. 100 b Abſatz 5), fo kann, 
wenn eine anderweite Einigung unter den Betheiligten nicht zu Stande kommt, 
derjenigen Krankenkaſſe oder Gemeinde-Krankenverficherung, welcher die bei den 
Ausſcheidenden beſchäftigten Perſonen künftig anzugehören haben, ein entſprechender 
Theil des Vermögens durch die höhere Verwalkungsbehörde überwieſen werden; 
dabei iſt das Verhältniß der Zahl der Ausſcheidenden zu der Zahl der in der 
Innung verbleibenden Mitglieder zu berückſichtigen. Gegen die Entſcheidung ſteht 
den Betheiligten binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Landes⸗Zentralbehörde 
zu, dieſe entſcheidet endgültig. Sonſtigen Unterſtützungskaſſen können die aus 

er Innung ausſcheidenden Mitglieder auch ferner angehören. 


$. 100 n. 

Zur Theilnahme an Unterſtützungskaſſen, auf welche die Vorſchriften des 
§. 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes keine Anwendung finden, dürfen Innungs⸗ 
mitglieder gegen ihren Willen nicht verpflichtet werden. 

Gemeinſame Geſchäftsbetriebe (F. 81 b Ziffer 5) dürfen von der Innung 
nicht errichtet werden; dagegen iſt dieſelbe befugt, Veranſtaltungen zur Förderung 
er gemeinſamen, gewerblichen und wirthſchaftlichen Intereſſen ihrer Mitglieder, 
wie die Errichtung von Vorſchußkaſſen, gemeinſamen Ein- und Verkaufsgeſchäften 
und dergleichen anzuregen und durch Aufwendungen aus dem angeſammelten Ver⸗ 
mögen zu unterſtützen. Beiträge dürfen zu dieſem Zwecke nicht erhoben werden. 
a Werden bei der Errichtung einer Zwangsinnung gemeinſchaftliche Geſchäfts⸗ 
betriebe einer nach $. 100 b Abſatz 4 geſchloſſenen Innung binnen ſechs Monaten 
nach der Veröffentlichung der im F. 100 Abſatz 1 bezeichneten Anordnung in 
Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften nach Maßgabe des Geſetzes vom 
1. Mai 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 55 ff.) umgewandelt, fo geht der für fie aus— 
geſonderte Theil des Innungsvermögens auf die Genoſſenſchaften mit Rechten und 
Pflichten über. Gemeinſame Geſchäftsbetriebe, deren Erhaltung im öffentlichen 
ntereſſe wünſchenswerth iſt, können von der Zwangsinnung mit Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde beibehalten werden. Im Uebrigen ſind ſolche 
Betriebe durch die höhere Verwaltungsbehörde aufzulöſen; mit dem Vermögen iſt 
nach Maßgabe der ſtatutariſchen Vorſchriften zu verfahren. 


F. 1000. 
Au Die Innung hat über den zur Erfüllung ihrer geſetzlichen und ſtatutariſchen 
lufgaben erforderlichen Koſtenaufwand alljährlich einen Haushaltsplan aufzuſtellen. 
109* 
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Der Haushaltsplan iſt der Aufſichtsbehörde einzureichen. Dasſelbe gilt von Be⸗ 
ſchlüſſen über Aufwendungen für ſolche Zwecke, welche im Haushaltsplane nicht 
vorgeſehen ſind. Wird dem Haushaltsplan oder den bezeichneten Beſchlüſſen von 
einem Viertel der Innungsmitglieder widerſprochen, ſo iſt die Entſcheidung der 
Aufſichtsbehörde einzuholen. 

Die Jahresrechnungen find der Aufſichtsbehörde einzureichen. 


$. 100 p. 

Die von der Innung gemäß F. 93 Abſatz 2 Ziffer 5 erlaſſenen Vorſchriften 
zur näheren Regelung des Lehrlingsweſens bedürfen der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde. Dieſe hat vor der Beſchlußfaſſung die Handwerkskammer 
zu hören. 

$. 100 f. 

Die Innung darf ihre Mitglieder in der Feſtſetzung der Preiſe ihrer 
Waaren oder Leiſtungen oder in der Annahme von Kunden nicht beſchränken. 

Entgegenſtehende Beſchlüſſe find ungültig. 


$. 100 r. 


Von den Mitgliedern des Vorſtandes und der Ausſchüſſe müſſen mindeſtens 
zwei Drittel das Recht zur Anleitung von Lehrlingen beſitzen und der Regel nach 
Geſellen (Gebülfen) oder Lehrlinge beſchäftigen. Die Mitglieder derjenigen Aus 
ſchüſſe, welchen die Fürſorge für die Durchführung der auf die Regelung des 
Lehrlingsweſens bezüglichen Beſtimmungen obliegt, müſſen ſämmtlich dieſen An— 
forderungen genügen. 

Zur Theilnahme an den Geſchäften der Innung, welche die Regelung des 
Lehrlingsweſens und die Durchführung der hierüber erlaſſenen Beſtimmungen 
zum Gegenſtande haben, können nur ſolche Geſellen (Gehülfen) herangezogen 
werden, welche den Anforderungen des F. 129 entſprechen, jedoch auch dann, 
wenn ſie das vierundzwanzigſte Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Während 
der erſten ſechs Jahre nach dem Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen können auch 
Geſellen Gehülfen), welche dieſen Anforderungen nicht entſprechen, gewählt werden , 
wenn ſie eine Lehrzeit von mindeſtens zwei Jahren zurückgelegt haben. 


$. 1008. 

Für die Aufbringung der aus der Errichtung und Thätigkeit der Innung 
und des Geſellenausſchuſſes erwachſenden Koſten (F. 89) iſt der Beitragsfuß in 
der Weiſe im Statute feſtzuſetzen, daß die Heranziehung der einzelnen Betriebe 
unter Berückſichtigung ihrer Leiſtungsfähigkeit zu erfolgen hat. Wo eine Gewerbe 
fteuer erhoben wird, kann die Landes-Jentralbehörde genehmigen, daß die Beiträge 
durch Zuſchläge zu dieſer Steuer erhoben werden. 

Durch Statut kann beſtimmt werden, daß Innungsmitglieder, welche det 
Regel nach weder Geſellen noch Lehrlinge beſchäftigen, von der Verpflichtung zur 
Zahlung von Beiträgen befreit oder mit geringeren Beiträgen, und Perſonen, 
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welche der Innung freiwillig beitreten, nach feſten Sätzen zu Beiträgen heran- 
zuziehen find. 

Gewerbetreibende, welche neben dem Handwerke, hinſichtlich deſſen ſie der 
Innung angehören, noch ein anderes Handwerk oder ein Handelsgeſchäft betreiben, 
ſind zu den Beiträgen an die Innung nur nach dem Verhältniſſe der Einnahmen 
aus dem zu der Innung gehörenden Handwerksbetrieb, und ſoweit die Beiträge 
durch Zufchläge zu der Gewerbeſteuer erhoben werden, nur nach dein Verhältniſſe 
der auf dieſen Handwerksbetrieb treffenden Steuer heranzuziehen. 

Den Gewerbeſteuern im Sinne der Abſätze 1 und 3 ſtehen die Steuern 
auf das Einkommen aus Gewerben gleich. 

Eintrittsgelder dürfen nicht erhoben werden. 

Die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der von der Innung 
getroffenen Einrichtungen (§. 88 Abſatz 3) unterliegt der Genehmigung der Auf— 
ſichts behörde. 


F. 100t. 


Die im F. 100 Abſatz 1 bezeichnete Anordnung iſt von der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde zurückzunehmen, wenn dies auf Grund eines Beſchluſſes der 
Innungsverſammlung beantragt wird. Zur Gültigkeit dieſes Beſchluſſes iſt 
erforderlich: 

1. daß er von einem Viertel derjenigen Innungsmitglieder, welche der 
Innung anzugehören verpflichtet ſind, bei dem Vorſtande beantragt 
worden iſt, 

2. daß die Einladung zu der Innungsverſammlung, in der die Abſtimmung 
über den Antrag erfolgen ſoll, mindeſtens vier Wochen vorber ordnungs— 
mäßig ergangen iſt, 

3. daß drei Viertel der in Ziffer 1 bezeichneten Innungsmitglieder dem 
Antrage zuſtimmen. 

b Waren in der Innungsverſammlung, in welcher die Abſtimmung über 
den Antrag erfolgen ſoll, weniger als drei Viertel der im Abſatz 1 Ziffer 1 be⸗ 
zeichneten Innungsmitglieder erſchienen, ſo iſt zur Abſtimmung über den Antrag 
innen vier Wochen eine zweite Innungsverſammlung einzuberufen, in welcher 
ie Zurücknahme von drei Viertel der im Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten und 
erſchienenen Mitglieder beſchloſſen werden kann. Auf dieſe Folge iſt bei der Ein— 
erufung hinzuweiſen. 

Wird die Zurücknahme der Anordnung auf Grund eines gültigen Be— 
ſchluſſes beantragt, fo iſt die Innung ſpäteſtens mit dem Ablaufe des Rechnungs— 
lahrs von der höheren Verwaltungsbehörde zu ſchließen. 

Auf die Schließung finden die Beſtimmungen der §§. 98 und 984 mit 
der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß eine Vertheilung von Reinvermögen 
unter die bisherigen Mitglieder unſtatthaft iſt, und der Reſt des Vermögens nach 

eſtimmung der Aufſichtsbehörde entweder den bei der Innung bisher vorhan- 
enen Unterſtützungskaſſen oder einer freien Innung, welche für die an der bis— 
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herigen Zwangsinnung betheiligten Gewerbszweige errichtet wird, oder der Hand⸗ 
werkskammer zu überweiſen iſt. Die Handwerkskammer hat über das Vermögen 
in einer den bisherigen Zwecken am meiſten entſprechenden Weiſe zu verfügen. 
Die Verfügung bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. 

Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde iſt binnen zwei 
Wochen die Beſchwerde an die Landes⸗Zentralbehörde zuläſſig. Dieſe entſcheidet 
endgültig. 

Wird die Innung aus einem der im F. 97 bezeichneten Gründe geſchloſſen, 
ſo tritt die Anordnung außer Kraft. 


$. 100 u. 

Die Ausdehnung einer Zwangsinnung auf einen größeren Bezirk oder auf | 
andere, als die bereits einbezogenen, verwandte Gewerbszweige oder auf die Hand⸗ 
werker, die der Regel nach weder Geſellen noch Lehrlinge halten, iſt von der 
höheren Verwaltungsbehörde anzuordnen, wenn die Innungsverſammlung ſie 
beſchließt, die Mehrheit der in die Innung einzubeziehenden Gewerbetreibende 
zuſtimmt, und die im $. 100 Abſatz 1 Ziffer 2 bezeichnete Vorausſetzung im Falle 
dieſer Ausdehnung noch zutrifft. Hierbei finden die $$. 100 a, 100 b, 100 d, 100 e, 
100k bis 100 n entſprechende Anwendung. 

Die Ausſcheidung eines Theiles des Bezirkes einer Zwangsinnung oder eines 
in dieſe einbezogenen Gewerbszweigs kann durch die höhere Verwaltungsbehörde 
verfügt werden, wenn die Een, zum Zwecke der Zuweiſung der Aus 
zuſcheidenden zu einer anderen Zwangsinnung erfolgt, außerdem nur dann, wenn 
die Innungsverſammlung oder die Mehrheit der auszuſcheidenden Innungs⸗ 
mitglieder es beantragt. In letzterem Falle iſt vor Erlaß der Verfügung die 
Innungsverſammlung zu hören. Werden die Ausſcheidenden Mitglieder einer 
anderen Innung, fo finden hinſichtlich der vermögensrechtlichen Wirkungen die | 
§§. 100 k Abſatz 2 und 100 m entfprechende Anwendung. 

Auf die nach Abſatz 1 oder 2 ergehenden Verfügungen der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde finden die Beſtimmungen des $. 100 b entſprechende Anwendung. 
Die erforderlichen Abänderungen des Statuts können von der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde angeordnet werden. In dieſem Falle findet §. 100 d Abſatz 3 
Anwendung. 


II. Innungsausſchüſſe. 


$. 101. 

Für alle oder mehrere derſelben Aufſichtsbehörde unterſtehende Innungen 
kann ein gemeinſamer Innungsausſchuß gebildet werden. Dieſem liegt die Ver⸗ 
tretung der gemeinſamen Intereſſen der betheiligten Innungen ob. Außerdem 
konnen ihm Rechte und Pflichten der betheiligten Innungen übertragen werden. 

Die Errichtung des Innungsausſchuſſes erfolgt durch ein Statut, welches 
von den Innungsverſammlungen der betheiligten Innungen zu beſchließen iſt. 
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Das Statut bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. In 
dem die Genehmigung verſagenden Beſcheide ſind die Gründe anzugeben. Gegen 
die Verſagung kann binnen vier Wochen Beſchwerde an die Landes⸗Zentral⸗ 
behörde eingelegt werden. Abänderungen des Statuts unterliegen den gleichen 
Vorſchriften. 

Durch die Landes⸗Zentralbehörde kann dem Innungsausſchuſſe die Fähigkeit 
beigelegt werden, unter ſeinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten ein⸗ 
zugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. In ſolchem Falle haftet 
den Gläubigern für alle Verbindlichkeiten des Innungsausſchuſſes nur das Ver⸗ 
mögen desſelben. 

Auf die Beaufſichtigung der Innungsausſchüſſe finden die Beſtimmungen 
des §. 96 entſprechende Anwendung. 


§. 102. 
Die Schließung eines Innungsausſchuſſes kann erfolgen, wenn der Ausſchuß 
ſeinen ſtatutariſchen Verpflichtungen nicht nachkommt oder wenn er Beſchlüſſe faßt, 
welche über feine, ſtatutariſchen Rechte hinausgehen. 

Die Schließung wird durch die höhere Verwaltungsbehörde ausgeſprochen. 

Gegen die die Schließung ausſprechende Verfügung findet der Rekurs 
ſtatt. Wegen des Verfahrens und der Behörden gelten die entſprechenden Be⸗ 
ſtimmungen des §. 97 Abſatz 3. 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen eines Innungs⸗ 
ausſchuſſes hat die Schließung kraft Geſetzes zur Folge. 

Vom Zeitpunkte der Auflöſung oder Schließung eines Innungsausſchuſſes 
ab bleiben die betheiligten Innungen noch für diejenigen Zahlungen verhaftet, 
zu welchen ſie ſtatutariſch für den Fall eigenen Ausſcheidens aus dem Innungs⸗ 
ausſchuſſe verpflichtet ſind. 

Nes Auf die Verwendung des Vermögens finden die Vorſchriften des §. 98 
Abſatz 1 und F. 98 a entſprechende Anwendung. 

Soweit das Statut nicht ein Anderes beſtimmt, iſt der Austritt aus dem 
Innungsausſchuſſe jeder Innung mit Ablauf des Rechnungsjahrs geſtattet, ſo— 
ſern die Anzeige des Austritts mindeſtens drei Monate vorher erfolgt. 


III. Handwerkskammern. 


$. 103. 
Zur Vertretung der Intereffen des Handwerkes ihres Bezirkes find Hand» 
werkskammern zu errichten. N 
f Die Errichtung erfolgt durch eine Verfügung der Landes ⸗Zentralbehörde, 
in welcher der Bezirk der Handwerkskammer zu beitunmen iſt. Dabei kann die 
Bildung von Abtheilungen für einzelne Theile des Bezirkes oder für Gewerbe⸗ 
gruppen angeordnet werden. 
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Durch Verfügung der Landes -Zentralbehörde kann der Bezirk der Hand- 
werkskammer abgeändert werden. In dieſem Falle hat eine Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung unter entfprechender Anwendung des F. 100 K Abſatz 2 zu erfolgen. 

Mehrere Bundesſtaaten können ſich zur Errichtung gemeinſamer Hand⸗ 
werkskammern vereinigen. In dieſem Falle ſind die den Behörden übertragenen 
Befugniſſe, ſoweit nicht eine anderweite Vereinbarung getroffen wird, von den 
Behörden desjenigen Bundesſtaats wahrzunehmen, in welchem die Handwerks 
kammer ihren Sitz hat. 

$. 103 a. 

Die Zahl der Mitglieder der Handwerkskammer wird durch das Statut 
beſtimmt. 

Für die Mitglieder ſind Erſatznänner zu wählen, welche für dieſelben in 
Behinderungsfällen und im Falle des Ausſcheidens für den Reſt der Wahl⸗ 
periode in der Reihenfolge der Wahl einzutreten haben. 

Die Mitglieder werden gewählt: 

1. von den Handwerkerinnungen, welche im Bezirke der Handwerkskammer 

ihren Sitz haben, aus der Zahl der Innungsmitglieder, 

2. von denjenigen Gewerbevereinen und ſonſtigen Vereinigungen, welche 
die Förderung der gewerblichen Intereſſen des Handwerkes verfolgen, 
mindeſtens zur Hälfte ihrer Mitglieder aus Handwerkern beſtehen und 
im Bezirke der Handwerkskammer ihren Sitz haben, aus der Zahl 
ihrer Mitglieder, ſoweit denſelben nach den Beſtimmungen dieſes Ges 
ſetzes die Wählbarkeit zuſteht. Mitglieder, welche einer Innung an⸗ 
gehören oder nicht Handwerker find, dürfen an der Wahl nicht be 
theiligt werden. 

Die Vertheilung der zu wählenden Mitglieder auf die Wahlkörper, ſowie 
das Wahlverfahren werden durch die von der Landes-Zentralbehörde zu erlaͤſſende 
Wahlordnung geregelt. 

$. 103 b. 
Wählbar ſind nur ſolche Perſonen, welche 
1. zum Amte eines Schöffen fähig find (88. 31, 32 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes) 
das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben; l 
im Bezirke der Handwerkskammer ein Handwerk mindeſtens ſeit drei 
Jahren ſelbſtändig betreiben; 
4. die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen beſitzen. 


$. 1036. 

Die Wahlen zu den Handwerkskammern und ihren Organen erfolgen auf 
ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Gewählten aus; eine 
Wiederwahl iſt zuläſſig. 

Die Beſtimmungen der $$. 94 bis 94b finden entſprechende Anwendung— 


S 


$. 103d. 


Die Handwerkskammer kann fi) nach näherer Beſtimmung des Statuts 
bis zu einem Fünftel ihrer Mitgliederzahl durch Zuwahl von ſachverſtändigen 
Perſonen ergänzen und zu ihren Verhandlungen Sachverſtändige mit berathender 
Stimme zuziehen. 

Die Handwerkskammer iſt berechtigt, aus ihrer Mitte Ausſchüſſe zu bilden 
und mit beſonderen regelmäßigen oder vorübergehenden Aufgaben zu betrauen. 
Die Ausſchüſſe können zu ihren Verhandlungen Sachverſtändige mit berathender 
Stimme zuziehen. 

3 é. 

Der Handwerkskammer liegt insbeſondere ob: 

1. die nähere Regelung des Lehrlingsweſens; 

2. die Durchführung der für das Lehrlingsweſen geltenden Vorſchriften 

zu überwachen; 
3. die Staats⸗ und Gemeindebehörden in der Förderung des Handwerkes 
durch thatſächliche Mittheilungen und Erſtattung von Gutachten über 
Fragen zu unterſtützen, welche die Verhältniſſe des Handwerkes berühren; 

4. Wünſche und Anträge, welche die Verhältniſſe des Handwerkes berühren, 
zu berathen und den Behörden vorzulegen, ſowie Jahresberichte über 
ihre die Verhältniſſe des Handwerkes betreffenden Wahrnehmungen zu 
erſtatten; 

5. die Bildung von Prüfungsausſchüſſen zur Abnahme der Geſellen— 

prüfung ($. 131 Abſatz 2); 
6. die Bildung von Ausſchüſſen zur Entſcheidung über Beanſtandungen 
von Beſchlüſſen der Prüfungsausſchüſſe ($. 132). 

Die Handwerkskammer ſoll in allen wichtigen, die Geſammtintereſſen des 
Handwerkes oder die Intereſſen einzelner Zweige desſelben berührenden Angelegen- 
heiten gehört werden. 

Sie iſt befugt, Veranſtaltungen zur Förderung der gewerblichen, techniſchen 
und ſittlichen Ausbildung der Meiſter, Geſellen (Gehülfen) und Lehrlinge zu 
treffen, ſowie Fachſchulen zu errichten und zu unterſtützen. 


103% 
Die Innungen und Innungsausſchüſſe find verpflichtet, den von der 
1 innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Anordnungen Folge 
eiſten. 

Soweit die Beſtimmungen des Statuts der Innungen und der Innungs⸗ 
dusſchüſſe oder die von der Innungsverſammlung zur näheren Regelung des 
Lehrlingsweſens erlaſſenen Vorſchriften ($. 93 Abſatz 2 Ziffer 5) mit den An⸗ 
ordnungen, welche von der Handwerkskammer in Ausübung ihrer geſetzlichen Be— 
"gniffe getroffen werden, in Widerſpruch treten, find fie unverbindlich. 

Reichs. Geſetzbl. 1897. 110 
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$. 103g. 

Die Handwerkskammer hat aus ihrer Mitte einen Vorſtand zu wählen, 
welchem nach näherer Beſtimmung des Statuts die laufende Verwaltung und 
Geſchäftsführung obliegt. 

Auf den Vorſtand finden die Beſtimmungen der $$. 92a Abſatz 2 und 92 
entſprechende Anwendung. 

Der Beſchlußfaſſung der Geſammtheit der Handwerkskammer bleibt 
mindeſtens vorbehalten: 

1. die Wahl des Vorſtandes und der Ausſchüſſe; 

2. die Feſtſtellung des Haushaltsplans, die Prüfung und Abnahme der 
Jahresrechnung, die Bewilligung von Ausgaben, welche im Haushalts- 
plane nicht vorgeſehen ſind, ſowie die Aufnahme von Anleihen; 

3. die Abgabe von Gutachten und Anbringung von Anträgen bei den 
Behörden und geſetzgebenden Körperſchaften über Gegenſtände, welche 
die Geſammtintereſſen, insbeſondere die Geſetzgebung über die Verhält⸗ 
niſſe des Handwerkes, betreffen; 

4. der Erlaß von Vorſchriften zur Regelung des Lehrlingsweſens; 

5. die Wahl des Sekretärs. Soll die Anſtellung für mehr als ſechs 
Jahre erfolgen, ſo iſt die Genehmigung der Aufſichtsbehörde erforderlich. 

Die Vorſchriften zur Regelung des Lehrlingsweſens bedürfen der Genehmigung 
der Landes⸗Zentralbehörde und find zu veröffentlichen. 


F. 103h. 

Bei der Handwerkskammer iſt von der Aufſichtsbehörde (§. 1030) ein 
Kommiſſar zu beſtellen. Derſelbe iſt zu jeder Sitzung der Handwerkskammer, 
ihres Vorſtandes und der Ausſchüſſe einzuladen und muß auf Verlangen jederzeit 
gehört werden. 

Der Kommiſſar kann jederzeit von den Schriftſtücken der Handwerkskammer 
Einſicht nehmen, Gegenſtände zur Berathung ſtellen und die Einberufung der 
Handwerkskammer und ihrer Organe verlangen. Er kann Beſchlüſſe der Hand 
werkskammer und ihrer Organe, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die 
Geſetze verlegen, mit aufſchiebender Wirkung beanftanden; über die Beanſtandung 
entſcheidet nach Anhörung der Handwerkskammer oder ihrer Organe die Aufſichts' 
behörde. 

$. 103i. 

Bei der Handwerkskammer iſt ein Geſellenausſchuß zu bilden. 

Die Zahl ſeiner Mitglieder und ihre Vertheilung auf die einzelnen Gefellem 
ausſchüſſe des Bezirkes wird durch das Statut der Handwerkskammer beſtimmt. 

Für die Mitglieder ſind Erſatzmänner zu wählen, welche für dieſelben in 
Behinderungsfällen und im Falle des Ausſcheidens für den Reſt der Wahlze 
in der Reihenfolge ihrer Wahl einzutreten haben. 
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Die Mitglieder und Stellvertreter werden unter Leitung der Aufſichts⸗ 
behörde mittelſt ſchriftlicher Abſtimmung von den Geſellenausſchüſſen der Innungen 
gewählt. 

Durch die Landes⸗Zentralbehörde kann angeordnet werden, daß und in 
welcher Zahl dem Geſellenausſchuß auch Vertreter derjenigen Gefellen angehören 
ſollen, welche von den nach §. 103 Abſatz 3 Ziffer 2 wahlberechtigten Mitgliedern 
der dort bezeichneten Gewerbevereine und ſonſtigen Vereinigungen beſchäftigt werden. 
In dieſem Falle iſt von der Landes⸗Zentralbehörde auch die Wahl dieſer Ver⸗ 
treter zu regeln. 5 

Auf die Wahlberechtigung und die Wählbarkeit finden die Vorſchriften der 
§§. 954 Abſatz 1 und 2 und P56 entſprechende Anwendung. 


$: 03 K. 

Der Geſellenausſchuß muß mitwirken: 

1. beim Erlaſſe von Vorſchriften, welche die Regelung des Lehrlingsweſens 
zum Gegenſtande haben; 

2. bei Abgabe von Gutachten und Erſtattung von Berichten über An⸗ 
gelegenheiten, welche die Verhältniſſe der Geſellen (Gehülfen) und Lehr⸗ 
linge berühren; 

3. bei der Entſcheidung über Beanſtandungen von Beſchlüſſen der Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe (§. 132). 

. Mit dieſer Maßgabe finden die Vorſchriften des $. 95 Abſatz 3 entſprechende 
Anwendung; im Falle der Ziffer 2 iſt der Geſellenausſchuß berechtigt, ein be⸗ 
ſonderes Gutachten abzugeben oder einen beſonderen Bericht zu erſtatten. 


$. 103“ 

Die aus der Errichtung und Thätigkeit der Handwerkskammern erwachſenden 
Koſten werden ſoweit fie nicht anderweit Deckung finden, von den Gemeinden 
des Handwerkskammerbezirkes nach näherer Beſtimmung der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde getragen. Die Gemeinden find ermächtigt, die auf fie entfallenden An⸗ 
theile nach einem von der höheren Verwaltungsbehörde zu beſtimmenden Ver⸗ 
cheilungsmaßſtab auf die einzelnen Handwerksbetriebe umzulegen. Werden Ver⸗ 
anſtaltungen der im $. 103 Abſatz 3 bezeichneten Art für einzelne Gewerbszweige 
getroffen, ſo können die hieraus entſtehenden Koſtenantheile von den Gemeinden 
nur auf ſolche Betriebe umgelegt werden, welche dieſen Gewerbszweigen angehören. 

Die Landes⸗Zentralbehörde kann beſtimmen, daß die Koſten der Hand— 
werkskammer von weiteren Kommunalverbänden ſtatt von den Gemeinden auf⸗ 
gebracht werden. Die Kommunalverbände ſind ermächtigt, die Koſten der auf 
Grund des §. 103e Abſatz 3 für einzelne Gewerbszweige getroffenen Veranſtaltungen 
nach einem von der höheren Verwaltungsbehörde zu beſtimmenden Vertheilungs⸗ 
maßſtab auf die dieſen Gewerbszweigen angehörenden Handwerksbetriebe umzulegen. 


110° 
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Bei der Umlegung der Koſten kann beſtimmt werden, daß Perſonen, welche 
der Regel nach weder Geſellen noch Lehrlinge halten, von der Verpflichtung zur 
Zahlung von Beiträgen befreit ſind. 


$. 103m. 

Für die Handwerkskammer iſt von der Landes⸗Zentralbehörde ein Statut 
zu erlaſſen. Ueber Abänderungen des Statuts beſchließt die Handwerkskammer. 
Der Beſchluß bedarf der Genehmigung der Landes ⸗Zentralbehörde. 

Das Statut muß Beſtimmung treffen über: 

1 Namen, Sitz und Bezirk der Handwerkskammer, 

2. die Zahl der Mitglieder der Handwerkskammer 

3. die Ergänzung der Handwerkskammer durch Zuwahl; 

4. die Form der Beſchlußfaſſung 

5. die Wahl und die Befugniſſe des Vorſtandes, 

6. die Form und die Vorausſetzungen für die Zuſammenberufung der 

Handwerkskammer und ihrer Organe; 

7. die Beurkundung der Beſchlüſſe der Handwerkskammer und des Bor 

ſtandes; 

8. die Aufſtellung und Genehmigung des Haushaltsplans, 

9. die Aufſtellung und Abnahme der Jahresrechnung, 

10. die Vorausſetzungen und die Form einer Abänderung des Statuts, 

11. die Bildung von Prüfungsausſchüſſen; 

12. die öffentlichen Blätter, durch welche die Bekanntmachungen der 

Handwerkskammer zu erfolgen haben. 

Die Vorſchriften des §. 83 Abſatz 3 und des $. 100 d Abſatz 3 finden 
entſprechende Anwendung. 

Das Statut und ſeine Abänderungen ſind in den Blättern bekannt zu 
machen, welche für die amtlichen Veröffentlichungen der höheren Verwaltung‘ 
behörden beſtimmt find, über deren Bezirke ſich der Bezirk der Handwerkskammer 
erſtreckt. 


§. 103 n. 

Auf die Handwerkskammern finden die Beſtimmungen der $$. 86, 88, 89 
Abſatz 3 und A, 89a, 89 b, 94e, 99 entſprechende Anwendung. 

Die Handwerkskammer ift befugt, Zuwiderhandlungen gegen die von ihr 
innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Vorſchriften mit Geldſtrafen bis zu 
zwanzig Mark zu bedrohen. Die Feſtſetzung dieſer Geldſtrafen erfolgt auf 
Antrag des Vorſtandes oder eines Beauftragten (. 94 e) der Handwerkskammer 
von der unteren Verwaltungsbehörde. Gegen die Feſtſetzung ſteht dem Der 
urtheilten binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die unmittelbar vorgeſegzte 
Aufſichtsbehörde zu. Dieſe entſcheidet endgültig. 

Der Haushaltsplan der Handwerkskammer bedarf der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. 
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Die durch die Errichtung der Handwerkskammer erwachſenden Koſten ſind 
von der Landes-Zentralbehörde vorzuſchießen. 


$. 1030. 

Die Handwerkskammer unterliegt der Aufſicht der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde, in deren Bezirke ſie ihren Sitz hat, ſoweit nicht im Falle der Aus⸗ 
dehnung des Handwerkskammerbezirkes über die Bezirke mehrerer höheren Ver⸗ 
waltungsbehörden durch die Landes⸗Zentralbehörde eine abweichende Beſtimmung 
getroffen wird. 

Die Vorſchriften des §. 96 Abſatz 2 bis 7 finden mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß über Beſchwerden gegen Anordnungen und Ent⸗ 
ſcheidungen der Aufſichtsbehörde die Landes⸗Zentralbehörde entſcheidet. 

Wenn die Handwerkskammer wiederholter Aufforderung der Aufſichts⸗ 
behörde ungeachtet die Erfüllung ihrer Aufgaben vernachläſſigt oder ſich geſetz— 
widriger Handlungen oder Unterlaſſungen ſchuldig macht, durch welche das Ge⸗ 
meinwohl gefährdet wird, oder andere als die geſetzlich zuläſſigen Zwecke verfolgt, 
fo kann die Aufſichtsbehörde fie auflöſen und Neuwahlen anordnen. Von den 
bisherigen Mitgliedern kann gegen die Verfügung der Aufſichtsbehörde binnen 
zwei Wochen Beſchwerde an die Landes-Zentralbehörde eingelegt werden, welche 
endgültig entſcheidet. 

F. 103 p. 

Die Behörden ſind innerhalb ihrer Zuſtändigkeit verpflichtet, den im Voll⸗ 
zuge dieſes Geſetzes an ſie ergehenden Erſuchen der Handwerkskammern und ihrer 
Organe zu entſprechen. Die gleiche Verpflichtung liegt den Organen der Hand⸗ 
werkskammern unter einander ob. Die höhere Verwaltungsbehörde kann be⸗ 
ſtimmen, inwieweit die durch die Erfüllung dieſer Verpflichtung entſtehenden 
Koſten von der Handwerkskammer als eigene Verwaltungskoſten zu erſtatten ſind. 


$. 103 g. 

Die Landes-⸗Zentralbehörden derjenigen Bundesſtaaten, in welchen andere 
geſetzliche Einrichtungen (Handels- und Gewerbekammern, Gewerbekammern) zur 
Vertretung der Intereſſen des Handwerkes vorhanden ſind, können dieſen Körper⸗ 
ſchaften die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten der Handwerkskammer über⸗ 
tragen, wenn ihre Mitglieder, ſoweit ſie mit der Vertretung der Intereſſen des 
Handwerkes betraut ſind, aus Wahlen von Handwerkern des Kammerbezirkes 
hervorgehen und eine geſonderte Abſtimmung der dem Handwerk angehörenden 
Mitglieder geſichert iſt. 

IV. Innungsverbände. 
$. 104. 
Innungen, welche nicht derſelben Aufſichtsbehörde unterſtehen, können zu 


Verbänden zuſammentreten, der Beitritt iſt durch die Innungsverſammlung zu 
beſchließen. 
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Die Innungsverbände haben die Aufgabe, zur Wahrnehmung der Inter 
eſſen der in ihnen vertretenen Gewerbe die Innungen, Innungsausſchüſſe und 
Handwerkskammern in der Verfolgung ihrer geſetzlichen Aufgaben, ſowie die 
Behörden durch Vorſchläge und Anregungen zu unterſtützen; ſie ſind befugt, den 
Arbeitsnachweis zu regeln, ſowie Fachſchulen zu errichten und zu unterſtützen. 


§. 104 a. 

Für den Innungsverband iſt ein Statut zu errichten, welches Beſtimmungen 
enthalten muß: 

a) über Namen, Zweck und Bezirk des Verbandes; 

b) über die Bedingungen der Aufnahme in den Verband und des Aus 

ſcheidens aus demfelben; 

c) über Bildung, Sitz und Befugniſſe des Vorſtandes; 

d) über die Vertretung des Verbandes und ihre Befugniffe; 

e) über die Beiträge zu den Ausgaben des Innungsverbandes; 

f) über die Vorausſetzungen und die Formen einer Abänderung des 

Statuts, u 

g) über die Vorausſetzungen und die Formen einer Auflöſung des Ber 

bandes. 

Durch Statut kann beſtimmt werden, daß einzelne Gewerbetreibende dem 
Innungsverband ihres Gewerbes mit den Rechten und Pflichten der Mitglieder 
der ihm angehörenden Innungen beizutreten berechtigt ſind. 

Das Statut darf keine Beſtimmung enthalten, welche mit den geſetzlichen 
Zwecken des Verbandes nicht in Verbindung ſteht oder geſetzlichen Vorſchriften 
zuwiderläuft. 


F. 104 b. 

Das Verbandsſtatut bedarf der Genehmigung, und zwar: 

a) für Innungsverbände, deren Bezirk nicht über den Bezirk einer höheren 
Verwaltungsbehörde hinausgreift, durch die letztere; 

b) für Innungsverbände, deren Bezirk in die Bezirke mehrerer höherer 
Verwaltungsbehörden desſelben Bundesſtaats ſich erſtreckt, durch die 
Landes⸗Zentralbehörde, 

c) für Innungsverbände, deren Bezirk ſich auf mehrere Bundesſtaaten 
erſtreckt, durch den Reichskanzler. 

Die Genehmigung iſt zu verſagen: 

1. wenn die Zwecke des Verbandes ſich nicht in den geſetzlichen Grenzen 
halten; 

2. wenn das Verbandsſtatut den geſetzlichen Anforderungen nicht entſpricht. 

Außerdem darf die Genehmigung nur verſagt werden, wenn die Zahl der 

dem Verbande beigetretenen Innungen nicht hinreichend erſcheint, um die Zwecke 
des Verbandes wirkſam zu verfolgen. 
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Gegen die Verſagung der Genehmigung ift, ſofern fie durch eine höhere 
Verwaltungsbehörde erfolgt, die Beſchwerde zuläſſig. 
Aenderungen des Statuts unterliegen den gleichen Vorſchriften. 


$. 104 c. 

Der Verbandsvorſtand hat alljährlich im Monat Januar ein Verzeichniß 
derjenigen Innungen, welche dem Verband angehören, der höheren Verwaltungs- 
behörde, in deren Bezirk er ſeinen Sitz hat, einzureichen. 

Die Zuſammenſetzung des Vorſtandes und Veränderungen in derſelben 
ſind dieſer Behörde anzuzeigen. Eine gleiche Anzeige hat zu erfolgen, wenn der 
Sitz des Vorſtandes an einen anderen Ort verlegt wird. Liegt letzterer nicht in 
dem Bezirke der vorbezeichneten Behörde, ſo iſt die Anzeige an dieſe und an die 
höhere Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke der Sitz verlegt wird, gleichzeitig 
zu richten. 

$. 104 d. 
Veerſammlungen des Verbandsvorſtandes und der Vertretung des Verbandes 
dürfen nur innerhalb des Verbandsbezirkes abgehalten werden. 
Sie ſind der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke der Vorſtand 
ſeinen Sitz hat, ſowie der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke die 
erſammlung abgehalten werden ſoll, unter Einreichung der Tagesordnung 
mindeſtens eine Woche vorher anzuzeigen. Der letzteren ſteht das Recht zu, 

a) die Verſammlung zu unterſagen, wenn die Tagesordnung Gegenſtände 

umfaßt, welche zu den Zwecken des Verbandes nicht in Beziehung ftehen; 

b) in die Verſammlung einen Vertreter zu entſenden und durch dieſen die 

Verſammlung zu ſchließen, wenn die Verhandlungen auf Gegenſtände 
ſich erſtrecken, welche zu den Zwecken des Verbandes nicht in Beziehung 
ſtehen, oder wenn Anträge oder Vorſchläge erörtert werden, welche eine 
Aufforderung oder Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen enthalten. 


$. 104 e. 

Die Verbandsvorſtände ſind befugt, in Betreff der Verhältniſſe der in dem 
Verbande vertretenen Gewerbe an die für die Genehmigung des Verbandsſtatuts 
zuſtändige Stelle Bericht zu erſtatten und Anträge zu richten. 

a Sie ſind verpflichtet, auf Erfordern dieſer Stelle Gutachten über gewerb⸗ 
liche Fragen abzugeben. 
§. 104f. 
Die Innungsverbände können geſchloſſen werden, 
1. wenn ſich ergiebt, daß nach $. 104 b Ziffer 1 und 2 die Genehmigung 
hätte verſagt werden müſſen und die erforderliche Aenderung des 
Statuts innerhalb einer zu ſetzenden Friſt nicht bewirkt wird, 

2. wenn den auf Grund des $. 104 d erlaſſenen Verfügungen nicht Folge 

geleiſtet ift; 
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3. wenn der Verbandsvorſtand oder die Vertretung des Verbandes ſich 
geſetzwidriger Handlungen ſchuldig machen, welche das Gemeinwohl 
gefährden, oder wenn ſie andere als die geſetzlich zuläſſigen Zwecke 
verfolgen. 


Die Schließung erfolgt durch Beſchluß der für die Genehmigung 


des Verbandsſtatuts zuſtändigen Stelle. 


Gegen den Beſchluß der höheren Verwaltungsbehörde iſt die Beſchwerde 


zuläſſig. 
$. 104g. 


Durch Beſchluß des Bundesraths kann Innungsverbänden die Fähigkeit 
beigelegt werden, unter ihren Namen Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten ein⸗ 
zugehen, vor Gericht zu klagen oder verklagt zu werden. In ſolchem Falle 
haftet dem Gläubiger für alle Verbindlichkeiten des Innungsverbandes nur das 
Vermögen desſelben. 

Der Beſchluß des Bundesraths iſt durch den Reichsanzeiger zu veröffent— 
lichen. Auf diejenigen Innungsverbände, welchen die gedachte Fähigkeit beigelegt 
iſt, finden die Beſtimmungen der $$. 104h bis 104. Anwendung. 


$. 104h. 

Der Innungsverband wird bei gerichtlichen wie bei außergerichtlichen Ver— 
handlungen durch ſeinen Vorſtand vertreten. Die Befugniß zur Vertretung 
erſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, für welche nach 
den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. Durch das Statut kann einem 
Mitglied oder mehreren Mitgliedern des Vorſtandes die Vertretung des Innungs— 
verbandes nach außen übertragen werden. 

Zur Legitimation der Vertreter des Innungsverbandes genügt bei allen 
Rechtsgeſchäften die Beſcheinigung der höheren Verwaltungsbehörde, in deren 


Bezirke der Vorſtand ſeinen Sitz hat, daß die bezeichneten Perſonen zur Vertretung 


des Verbandes befugt ſind. 
F. 104i. 

Der Innungsverband iſt befugt, für die Mitglieder der ihm angeſchloſſenen 
Innungen und deren Angehörige zur Unterſtützung in Fällen der Krankheit, des 
Todes, der Arbeitsunfähigkeit oder ſonſtiger Bedürftigkeit Kaſſen zu errichten. 
Die dafür erforderlichen Beſtimmungen find in Nebenſtatuten zuſammenzufaſſen / 
dieſe, ſowie Abänderungen derſelben bedürfen der Genehmigung durch den Reichs- 
kanzler. 

Auf die von dem Innungsverband errichteten Unterſtützungskaſſen finden 
dieſelben Vorſchriften Anwendung, welche für gleichartige von einer Zwangsinnung 
errichtete Kaſſen gelten. 

$. 104 k. 

Der Innungsverband unterliegt, vorbehaltlich der Vorſchrift des §. 1044, 
der Aufſicht der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke der Vorſtand 
ſeinen Sitz hat. 


| 
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i Die Aufſichtsbehörde überwacht die Befolgung der geſetzlichen und ſtatuta⸗ 
riſchen Vorſchriften und kann dieſelben durch Androhung, Feſtſetzung und Voll— 
ſtreckung von Ordnungsſtrafen gegen die Inhaber der Aemter des Verbandes 
erzwingen. 

Sie entſcheidet Streitigkeiten über die Aufnahme und Ausſchließung von 
Verbandsmitgliedern, die Beiträge zu den Ausgaben des Innungsverbandes, die 
Wahlen zu den Verbandsämtern ſowie, unbeſchadet der Rechte Dritter, über die 
Rechte und Pflichten der Inhaber derſelben. 

Der Aufſichtsbehörde iſt jährlich ein Rechnungsabſchluß nebſt Vermögens— 
ausweis vorzulegen. 

$. 1041. 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen des Innungs— 
verbandes hat die Schließung des letzteren kraſt Geſetzes zur Folge. Der Vorſtand 
des Innungsverbandes hat jedoch die während des Konkursverfahrens dem Gemein— 


ſchuldner zuſtehenden Rechte wahrzunehmen. 


$. 104m. 
Blei der ſtatutmäßig beſchloſſenen Auflöſung eines Innungsverbandes wird 
die Abwickelung der Geſchäfte, ſofern die Verbandsvertretung nicht anderweitig 
beſchließt „durch den Vorſtand unter Aufſicht der im $. 104 k bezeichneten Behörde 
vollzogen. Genügt der Vorſtand ſeiner Verpflichtung nicht oder tritt die Schließung 
auf Grund des F. 104 f oder des F. 104“ ein, fo erfolgt die Abwickelung der 
Geſchäfte durch einen Beauftragten der Aufſichtsbehörde. 

Von dem Zeitpunkte der Auflöſung oder Schließung ab bleiben die Ver— 
bandsmitglieder auch für diejenigen Zahlungen verhaftet, zu welchen ſie ſtatutariſch 
Ur den Fall eigenen Ausſcheidens aus den Verbandsverhältniſſen verpflichtet ſind. 
Das Recht, dieſe Beiträge auszuſchreiben und einzuziehen, ſteht dem mit Ab— 
wickelung der Geſchäfte Beauftragten zu. 


$. 104 n. 


Ignm Falle der Auflöſung oder Schließung des Innungsverbandes muß 
ſein Vermögen zuvörderſt zur Berichtigung ſeiner Schulden und zur Erfüllung 
ſeiner ſonſtigen Verbindlichkeiten verwendet werden. War dasſelbe bisher ganz 
Oder theilweiſe zur Fundirung von Unterrichtsanſtalten oder zu anderen öffentlichen 
Zwecken beſtimmt, fo darf der nach Berichtigung der Schulden übrig bleibende 
Theil des Vermögens dieſer Beſtimmung nicht entzogen werden, über ſeine 
fernere Verwendung wird von der im F. 104 b Abſatz 1 bezeichneten Behörde 
Anordnung getroffen. 8 

Bedarf es zum Fortbeſtande der von dem Innungsverband errichteten 
Unterrichtsanſtalten oder Unterſtützungskaſſen als ſelbſtändiger Anſtalten der 

Henehmigung des Landesherrn oder einer Behörde des Staates, in welchem die 
fernere Verwaltung der Anſtalt ſtattfinden ſoll, ſo hat die im vorſtehenden 
Abſatze bezeichnete Behörde dieſe Genehmigung herbeizuführen. 

Reichs- Geſetzbl. 1897. 111 
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Das hiernach verbleibende Reinvermögen des Innungsverbandes wird, 
ſoweit die Verbandsvertretung nicht anders beſchließt, unter die Innungen, 
welche dem Verbande zur Zeit der Auflöſung oder Schließung angehört haben, 
nach dem Verhältniſſe der von ihnen an den Verband in dem der Auflöſung 
oder Schließung vorangegangenen Jahre geleiſteten Beiträge vertheilt. Streitig⸗ 
keiten hierüber werden von der im F. 104k bezeichneten Stelle endgültig ent⸗ 
ſchieden. 


Artikel 2. 


Die §§. 126 bis 133 (Titel VII Abſchnitt III der Gewerbeordnung werden 
durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 


III. Lehrlingsverhältniſſe. 
A. Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 126. 


Die Befugniß zum Halten oder zur Anleitung von Lehrlingen ſteht Perſonen, 
welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, nicht zu. 


$. 126 a. 


Die Befugniß zum Halten und zur Anleitung von Lehrlingen kann ſolchen 
Perſonen ganz oder auf Zeit entzogen werden, welche ſich wiederholt grober 
Pflichtverletzungen gegen die ihnen anvertrauten Lehrlinge ſchuldig gemacht haben, 
oder gegen welche Thatſachen vorliegen, die ſie in ſittlicher Beziehung zum Halten 
oder zur Anleitung von Lehrlingen ungeeignet erſcheinen laſſen. 

Die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen kann ferner ſolchen Perſonen 
entzogen werden, welche wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen zur fach 
gemäßen Anleitung eines Lehrlinges nicht geeignet ſind. 

Die Entziehung erfolgt durch Verfügung der unteren Verwaltungsbehörde / 
gegen die Verfügung findet der Rekurs ſtatt. Wegen des Verfahrens und der 
Behörden gelten die Vorſchriften der $$. 20 und 21, ſoweit nicht landesgeſetzlich 
das Verfahren in ſtreitigen Verwaltungsſachen Platz greift. 

Durch die höhere Verwaltungsbehörde kann die entzogene Befugniß nach 
Ablauf eines Jahres wieder eingeräumt werden. 


$. 126 b. 
Der Lehrvertrag iſt binnen vier Wochen nach Beginn der Lehre ſchriftlich 
abzuſchließen. Derſelbe muß enthalten: 
1. die Bezeichnung des Gewerbes oder des Zweiges der gewerblichen 
Thätigkeit, in welchem die Ausbildung erfolgen ſoll; 
2. die Angabe der Dauer der Lehrzeit; 
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3. die Angabe der gegenſeitigen Leiftungen; 
4. die geſetzlichen und ſonſtigen Vorausſetzungen, unter welchen die einſeitige 
Auflöſung des Vertrags zuläſſig iſt. 

Der Lehrvertrag iſt von dem Gewerbetreibenden oder ſeinem Stellvertreter, 
dem Lehrling und dem Vater oder Vormunde des Lehrlinges zu unterſchreiben 
und in einem Exemplare dem Vater oder Vormunde des Lehrlinges auszuhändigen. 
Der Lehrherr iſt verpflichtet, der Ortspolizeibehörde auf Erfordern den Lehrvertrag 
einzureichen. 

Auf Lehrlinge in ſtaatlich anerkannten Lehrwerkſtätten finden dieſe Be⸗ 
ſtimmungen keine Anwendung. 

Der Lehrvertrag iſt koſten- und ſtempelfrei. 


i 

Der Lehrherr iſt verpflichtet, den Lehrling in den bei ſeinem Betriebe vor⸗ 
kommenden Arbeiten des Gewerbes dem Zwecke der Ausbildung entſprechend zu 
unterweiſen, ihn zum Beſuche der Fortbildungs- oder Fachſchule anzuhalten und 
den Schulbeſuch zu überwachen. Er muß entweder ſelbſt oder durch einen ge⸗ 
eigneten, ausdrücklich dazu beſtimmten Vertreter die Ausbildung des Lehrlinges 
leiten, den Lehrling zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten anhalten und vor 
Ausſchweifungen bewahren, er hat ihn gegen Mißhandlungen ſeitens der Arbeits- 
und Hausgenoſſen zu ſchützen und dafür Sorge zu tragen, daß dem Lehrlinge 
nicht Arbeitsverrichtungen zugewieſen werden, welche ſeinen körperlichen Kräften 
nicht angemeſſen ſind. 

Er darf dem Lehrlinge die zu ſeiner Ausbildung und zum Beſuche des 
Gottesdienſtes an Sonn⸗ und Fefttagen erforderliche Zeit und Gelegenheit nicht 
entziehen. Zu häuslichen Dienſtleiſtungen dürfen Lehrlinge, welche im Hauſe des 
Lehrherrn weder Koſt noch Wohnung erhalten, nicht herangezogen werden. 


$. 127 a. 

Der Lehrling iſt der väterlichen Zucht des Lehrherrn unterworfen und dem 
Lehrherrn ſowie demjenigen, welcher an Stelle des Lehrherrn die Ausbildung zu 
eiten hat, zur Folgſamkeit und Treue, zu Fleiß und anſtändigem Betragen 
verpflichtet. 

Uebermäßige und unanſtändige Züchtigungen ſowie jede die Geſundheit des 
Lehrlinges gefährdende Behandlung ſind verboten. 


$. 127 b. 

Das Lehrverhältniß kann, wenn eine längere Friſt nicht vereinbart iſt, 
während der erſten vier Wochen nach Beginn der Lehrzeit durch einſeitigen Rück- 
tritt aufgelöſt werden. Eine Vereinbarung, wonach dieſe Probezeit mehr als 
drei Monate betragen ſoll, iſt nichtig. 

Nach Ablauf der Probezeit kann der Lehrling vor Beendigung der verab⸗ 
redeten Lehrzeit entlaſſen werden, wenn einer der im $. 123 vorgeſehenen Fälle 
n 
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auf ihn Anwendung findet oder wenn er die ihm im $. 127 auferlegten Pflichten 
wiederholt verletzt oder den Beſuch der Fortbildungs- oder Fachſchule vernachläſſigt. 
Von Seiten des Lehrlinges kann das Lehrverhältniß nach Ablauf der 
Probezeit aufgelöſt werden, wenn: 
1. einer der im $. 124 unter Ziffer 1, 3 bis 5 vorgeſehenen Fälle vorliegt; 
2. der Lehrherr ſeine geſetzlichen Verpflichtungen gegen den Lehrling in 
einer die Geſundheit, die Sittlichkeit oder die Ausbildung des Lehrlinges 
gefährdenden Weiſe vernachläſſigt, oder das Recht der väterlichen Zucht 
mißbraucht, oder zur Erfüllung der ihm vertragsmäßig obliegenden 
Verpflichtungen unfähig wird. 
Der Lehrvertrag wird durch den Tod des Lehrlinges aufgehoben. Durch 
den Tod des Lehrherrn gilt der Lehrvertrag als aufgehoben, ſofern die Aufhebung 
binnen vier Wochen geltend gemacht wird. 


$. 1270. 

Bei Beendigung des Lehrverhältniſſes hat der Lehrherr dem Lehrling unter 
Angabe des Gewerbes, in welchem der Lehrling unterwieſen worden iſt, über 
die Dauer der Lehrzeit und die während derſelben erworbenen Kenntniſſe und 
Fertigkeiten, ſowie über ſein Betragen ein Zeugniß auszuſtellen, welches von der 
Gemeindebehörde koſten- und ſtempelfrei zu beglaubigen iſt. 

An Stelle dieſer Zeugniſſe treten, wo Innungen oder andere Vertretungen 
der Gewerbetreibenden beſtehen, die von dieſen ausgeſtellten Lehrbriefe. 


§. 127d. 

Verläßt der Lehrling in einem durch dies Geſetz nicht vorgeſehenen Falle 
ohne Zuſtimmung des Lehrherrn die Lehre, ſo kann letzterer den Anſpruch auf 
Rückkehr des Lehrlinges nur geltend machen, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich 
geſchloſſen iſt. Die Polizeibehörde kann in dieſem Falle auf Antrag des Lehr— 
herrn den Lehrling anhalten, ſo lange in der Lehre zu verbleiben, als durch 
gerichtliches Urtheil das Lehrverhältniß nicht für aufgelöſt erklärt iſt, oder dem 
Lehrlinge durch einſtweilige Verfügung eines Gerichts geftattet iſt, der Lehre fern 
zu bleiben. Der Antrag iſt mur zuläſſig, wenn er binnen einer Woche nach 
dem Austritte des Lehrlinges geſtellt iſt. Im Falle unbegründeter Weigerung 
der Rückkehr hat die Polizeibehörde den Lehrling zwangsweiſe zurückführen zu 
laſſen oder durch Androhung von Geldſtrafe bis zu fünfzig Mark oder Haft bis 
zu fünf Tagen zur Rückkehr anzuhalten. 


§. 127 e. 

Wird von dem Vater oder Vormunde für den Lehrling oder, ſofern der 
letztere volljährig iſt, von ihm ſelbſt dem Lehrherrn die ſchriftliche Erklärung 
abgegeben, daß der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder anderen Beruf 
übergehen werde, ſo gilt das Lehrverhältniß, wenn der Lehrling nicht früher 
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entlaffen wird, nach Ablauf von vier Wochen als aufgelöſt. Den Grund der 
Auflöſung hat der Lehrherr in dem Arbeitsbuche zu vermerken. 

Binnen neun Monaten nach der Auflöſung darf der Lehrling in demſelben 
Gewerbe von einem anderen Arbeitgeber ohne Zuſtimmung des früheren Lehr— 
herrn nicht beſchäftigt werden. 

$. 1271. 

Erreicht das Lehrverhältniß vor Ablauf der verabredeten Lehrzeit ſein Ende, 
ſo kann von dem Lehrherrn oder von dem Lehrling ein Anſpruch auf Entſchädi— 
gung nur geltend gemacht werden, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich geſchloſſen 
iſt. In den Fällen des §. 127 b Abſatz 1 und 4 kann der Anſpruch nur geltend 
gemacht werden, wenn dieſes in dem Lehrvertrag unter Feſtſetzung der Art und 
Höhe der Entſchädigung vereinbart iſt. 

Der Anſpruch der Entſchädigung erliſcht, wenn er nicht innerhalb vier 
Wochen nach Auflöſung des Lehrverhältniſſes im Wege der Klage oder Einrede 
geltend gemacht iſt. 

$. 127g. 

Iſt von dem Lehrherrn das Lehrverhältniß aufgelöſt worden, weil der 
Lehrling die Lehre unbefugt verlaſſen hat, ſo iſt die von dem Lehrherrn be— 
anſpruchte Entſchädigung, wenn in dem Lehrvertrage nicht ein geringerer Betrag 
ausbedungen iſt, auf einen Betrag feſtzuſetzen, welcher für jeden auf den Tag 
des Vertragsbruchs folgenden Tag der Lehrzeit, höchſtens aber für ſechs Monate, 
bis auf die Hälfte des in dem Gewerbe des Lehrherrn den Geſellen oder Gehülfen 
ortsüblich gezahlten Lohnes ſich belaufen darf. 

Für die Zahlung der Entſchädigung ſind als Selbſtſchuldner mitverhaftet 
der Vater des Lehrlinges ſowie derjenige Arbeitgeber, welcher den Lehrling zum 

erlaſſen der Lehre verleitet oder welcher ihn in Arbeit genommen hat, obwohl 
er wußte, daß der Lehrling zur Fortſetzung eines Lehrverhältniſſes noch verpflichtet 
war. Hat der Entſchädigungsberechtigte erſt nach Auflöſung des Lehrverhältniſſes 
von der Perſon des Arbeitgebers, welcher den Lehrling verleitet oder in Arbeit 
genommen hat, Kenntniß erhalten, ſo erliſcht gegen dieſe der Entſchädigungs— 
anſpruch erſt, wenn derſelbe nicht innerhalb vier Wochen nach erhaltener Kenntniß 
geltend gemacht iſt. 

N . 128. 

Wenn der Lehrherr eine im Mißverhältniſſe zu dem Umfang oder der Art 
eines Gewerbebetriebs ſtehende Zahl von Lehrlingen hält und dadurch die Aus⸗ 
bildung der Lehrlinge gefährdet erſcheint, ſo kann dem Lehrherrn von der unteren 
Sermaltungsbehörde die Entlafſung eines entſprechenden Theiles der Lehrlinge 
auferlegt und die Annahme von Lehrlingen über eine beſtimmte Zahl hinaus 
unterſagt werden. Die Beſtimmungen des $. 126 a Abſatz 3 finden hierbei 
entſprechende Anwendung. 

Unbeſchadet der vorſtehenden Beſtimmung können durch Beſchluß des 
Bundesraths für einzelne Gewerbszweige Vorſchriften über die höchſte Zahl der 
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Lehrlinge erlaſſen werden, welche in Betrieben dieſer Gewerbszweige gehalten 
werden darf. Soweit ſolche Vorſchriften nicht erlaſſen ſind, können ſie durch 
Anordnung der Landes-Zentralbehörde erlaſſen werden. 


B. Heſondere Beſtimmungen für Handwerker. 


§. 129. 


In Handwerksbetrieben ſteht die Befugniß zur Aulitung von Lehrlingen 
nur denjenigen Perſonen zu, welche das vierundzwanzigſte Lebensjahr vollendet 
haben und in dem Gewerbe oder in dem Zweige des Gewerbes, in welchem die 
Anleitung der Lehrlinge erfolgen ſoll, 

entweder die von der Handwerkskammer vorgeſchriebene Lehrzeit, oder 
ſolange die Handwerkskammer eine Vorſchrift über die Dauer der 
Lehrzeit nicht erlaſſen hat, mindeſtens eine dreijährige Lehrzeit 
zurückgelegt und die Geſellenprüfung beſtanden haben, 

oder fünf Jahre hindurch perſönlich das Handwerk ſelbſtändig aus⸗ 
geübt haben oder als Werkmeiſter oder in ähnlicher Stellung 
thätig geweſen ſind. 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann Perſonen, welche dieſen Anforderungen 
nicht entſprechen, die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen verleihen. Gehört 
die Perſon einer Innung an oder beſteht an ihrem Wohnorte für den Gewerbs 
zweig, welchem ſie angehört, eine Innung, ſo iſt die letztere vor der Entſcheidung 
von der höheren Verwaltungsbehörde zu hören. 

Die Unterweiſung des Lehrlinges in einzelnen techniſchen Handgriffen und 
Fertigkeiten durch einen Geſellen fällt nicht unter die im Abſatz 1 vorgeſehenen 
Beſtimmungen. 

Die Zurücklegung der Lehrzeit kann auch in einem dem Gewerbe an— 
gehörenden Großbetriebe erfolgen und durch den Beſuch einer Lehrwerkſtätte oder 
ſonſtigen gewerblichen Unterrichtsanſtalt erſetzt werden. Die Landes⸗Zentral⸗ 
behörden können den Prüfungszeugniſſen von Lehrwerkſtätten, gewerblichen Unter 
richtsanſtalten oder von Prüfungsbehörden, welche vom Staate für einzelne Ge 
werbe oder zum Nachweiſe der Befähigung zur Anſtellung in ſtaatlichen Betrieben 
eingeſetzt find, die Wirkung der Verleihung der im Abſatz 1 bezeichneten Befugniß 
für beſtimmte Gewerbszweige beilegen. 

Der Bundesrath iſt befugt, für einzelne Gewerbe Ausnahmen von den 
Beſtimmungen im Abſfatz 1 zuzulaſſen. 


§. 129 a. 


Der Unternehmer eines Betriebs, in welchem mehrere Gewerbe vereinigt 
ſind, iſt befugt, in allen zu dem Betriebe vereinigten Gewerben Lehrlinge anzu⸗ 
leiten, wenn er für eines dieſer Gewerbe den Vorausſetzungen des $. 129 entſpricht. 
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Wer für einen geſondert betriebenen Zweig eines Gewerbes den Voraus— 
ſetzungen des H. 129 entſpricht, ift berechtigt, auch in den übrigen Zweigen dieſes 
Gewerbes Lehrlinge anzuleiten. 

Wer für ein Gewerbe den Vorausſetzungen des F. 129 entſpricht, iſt be⸗ 
rechtigt, auch in den dieſem verwandten Gewerben Lehrlinge anzuleiten. Welche 
zewerbe als verwandte Gewerbe im Sinne dieſer Beſtimmung anzuſehen ſind, 
beſtimmt die Handwerkskammer. 

Das gemäß $. 131 Abſatz 2 dem Prüfungsausſchuſſe vorzulegende Lehr⸗ 
zeugniß darf nur für dasjenige Gewerbe ausgeſtellt werden, für welches der Lehrherr 
oder fein Vertreter (F. 127 Abſatz 1) zur Anleitung von Lehrlingen befugt iſt. 


$. 129 b. 

Gehört der Lehrherr einer Innung an, ſo iſt er verpflichtet, eine Abſchrift 
des Lehrvertrags binnen vierzehn Tagen nach Abſchluß desſelben der Innung 
einzureichen; er kann hierzu durch die Ortspolizeibehörde angehalten werden. 

Die Innungen können beſtimmen, daß der Abſchluß des Lehrvertrags vor 
der Innung erfolgen ſoll. In dieſem Falle iſt dem Lehrherrn und dem Vater 
oder Vormunde des Lehrlinges eine Abſchrift des Lehrvertrags auszuhändigen. 


§. 130. 

Soweit durch den Bundesrath oder die Landes⸗Zentralbehörde auf Grund 
des §. 128 Abſatz 2 Vorſchriften über die zuläſſige Zahl von Lehrlingen nicht 
erlaſſen find, iſt die Handwerkskammer und die Innung zum Erlaſſe ſolcher Vor⸗ 
ſchriſten befugt. 

$. 130 a. 

Die Lehrzeit ſoll in der Regel drei Jahre dauern, ſie darf den Zeitraum 
von vier Jahren nicht überſteigen. 

Von der Handwerkskammer kann mit Genehmigung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde die Dauer der Lehrzeit für die einzelnen Gewerbe oder Gewerbs⸗ 
zweige nach Anhörung der betheiligten Innungen und der im F. 103 Abſatz 3 
Ziffer 2 bezeichneten Vereinigungen feſtgeſetzt werden. 

Die Handwerkskammer iſt befugt, Lehrlinge in Einzelfällen von der Inne⸗ 
haltung der feſtgeſetzten Lehrzeit zu entbinden. 


§. 131. 
Den Lehrlingen iſt Gelegenheit zu geben, ſich nach Ablauf der Lehrzeit 
der Geſellenprüfung (F. 129 Abſatz 1) zu unterziehen. 

Die Abnahme der Prüfung erfolgt durch Prüfungsausſchüſſe. Bei jeder 
Iwangsinnung wird ein Prüfungsausſchuß gebildet, bei anderen Innungen nur 
dann, wenn ihnen die Ermächtigung zur Abnahme der Prüfungen von der 
Handwerkskammer ertheilt iſt. Soweit für die Abnahme der Prüfungen für die 
einzelnen Gewerbe nicht durch Prüfungsausſchüſſe der Innungen und die im 
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8.129 Abſatz 4 bezeichneten Lehrwerkſtätten, gewerblichen Unterrichtsanſtalten und 
Prüfungsbehörden geſorgt iſt, hat die Handwerkskammer die erforderlichen 
Prüfungsausſchüſſe zu errichten. 

$. 131a. 

Die Prüfungsausſchüſſe beſtehen aus einem Vorſitzenden und mindeſtens 
zwei Beiſitzern. 

Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes wird von der Handwerkskammer 
beſtellt. Von den Beiſitzern wird bei dem Prüfungsausſchuß einer Innung die 
Hälfte durch dieſe, die andere Hälfte aus der Zahl der Geſellen, welche eine 
Geſellenprüfung beſtanden haben, durch den Geſellenausſchuß beſtellt. Bei den 
von der Handwerkskammer errichteten Prüfungsausſchüſſen werden auch die 
Beiſitzer von der Handwerkskammer beſtellt; die Hälfte der Beiſitzer muß aus 
Geſellen beſtehen. 

Die Beſtellung der Mitglieder der Prüfungsausſchüſſe erfolgt in der Regel 
auf drei Jahre. 

Während der erſten ſechs Jahre nach dem Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen 
können auch Geſellen (Gehülfen), welche die Geſellenprüfung nicht abgelegt haben, 
gewählt werden, wenn fie eine Lehrzeit von mindeſtens zwei Jahren zurück— 
gelegt haben. 

N. . 

Die Prüfung hat den Nachweis zu erbringen, daß der Lehrling die in 
feinem Gewerbe gebräuchlichen Handgriffe und Fertigkeiten mit genügender Sicher— 
heit ausübt und ſowohl über den Werth, die Beſchaffung, Aufbewahrung und 
Behandlung der zu verarbeitenden Rohmaterialien, als auch über die Kennzeichen 
ihrer guten oder ſchlechten Beſchaffenheit unterrichtet iſt. 

Im Uebrigen werden das Verfahren vor dem Prüfungsausſchuſſe, der 
Gang der Prüfung und die Höhe der Prüfungsgebühren durch eine Prüfung 
ordnung geregelt, welche von der höheren Verwaltungsbehörde im Einvernehmen 
mit der Handwerkskammer erlaſſen wird. Kommt ein Einvernehmen nicht zu 
Stande; fo entſcheidet die Landes-Zentralbehörde. 

Durch die Prüfungsordnung kann beſtimmt werden, daß die Prüfung 
auch in der Buch- und Rechnungsführung zu erfolgen hat. In dieſem Falle 
iſt der Prüfungsausſchuß befugt, einen beſonderen Sachverſtändigen zuzuziehen, 
welcher an der Prüfung mit vollem Stimmrechte Theil nimmt. Bei Stimmen— 
gleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Die Koſten der Prüfung werden, ſofern dieſe von dem Prüfungsausſchuß 
einer Innung abgehalten wird, von letzterer, im Uebrigen von der Handwerks— 
kammer getragen. Dieſen fließen die Prüfungsgebühren zu. 


F. 131. 
Die Innung und der Lehrherr ſollen den Lehrling anhalten, ſich nach 
Ablauf der Lehrzeit der Geſellenprüfung (F. 129 Abſatz 1) zu unterziehen. 
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Das Geſuch um Zulaſſung zur Prüfung hat der Lehrling an den Prüfungs⸗ 
ausſchuß zu richten. Dem Gefuche find das Lehrzeugniß (F. 1270) und, ſofern 
der Prüfling während der Lehrzeit zum Beſuch einer Fortbildungs- oder Fach⸗ 
ſchule verpflichtet war, die Zeugniſſe über den Schulbeſuch beizufügen. 

Der Prüfungsausſchuß hat das Ergebniß der Prüfung auf dem Lehr⸗ 
zeugniß oder Lehrbriefe zu beurkunden. Wird die Prüfung nicht beſtanden, ſo 
hat der Prüfungsausſchuß den Zeitraum zu beſtimmen, vor deſſen Ablaufe die 
Prüfung nicht wiederholt werden darf. 

Die Prüfungszeugniſſe find koſten⸗ und ſtempelfrei. 


$. 132. 
Der Vorſitzende iſt berechtigt, Beſchlüſſe des Prüfungsausſchuſſes mit 
aufſchiebender Wirkung zu beanſtanden. Ueber die Beanſtandung entſcheidet die 
Handwerkskammer (F. 103 e Ziffer 6). 


$. 132 a. 

Die Landes⸗Zentralbehörden find befugt, die Beſtellung der Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe, das Verfahren bei der Prüfung, die Gegenſtände der Prüfung ſowie 
die Prüfungsgebühren abweichend von den Vorſchriften der $$. 131 bis 132 zu 
regeln, dabei darf jedoch hinſichtlich der bei der Prüfung zu ſtellenden An⸗ 
ſoedenungen nicht unter das im $. 131 b Abſatz 1 beſtimmte Maß herabgegangen 

erden. 


IIa. Meiſtertitel. 


51335 „ 

Den Meiſtertitel in Verbindung mit der Bezeichnung eines Handwerkes Gais, . 
dürfen nur Handwerker führen, wenn ſie in ihrem Gewerbe die Befugniß zur 79 2 
Anleitung von Lehrlingen erworben (F. 129) und die Meiſterprüfung beſtanden s , , 
haben. Zu letzterer ſind ſie in der Regel nur zuzulaſſen, wenn ſie mindeſtens iA VE 
drei Jahre als Geſelle (Gehülfe) in ihrem Gewerbe thätig geweſen find. Die . 1 
Abnahme der Prüfung erfolgt durch Prüfungskommiſſionen, welche aus einem ee 77°; 
Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſtehen. 2 Üg 

Die Errichtung der Prüfungskommiſſionen erfolgt nach Anhörung der 

Handwerkskammer durch Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde, welche 
auch die Mitglieder ernennt; die Ernennung erfolgt auf drei Jahre. 
„Die Prüfung hat den Nachweis der Befähigung zur ſelbſtändigen Aus⸗ 
führung und Koſtenberechnung der gewöhnlichen Arbeiken des Gewerbes ſowie 
der zu dem ſelbſtändigen Betriebe desſelben ſonſt nothwendigen Kenntniſſe, ins— 
eſondere auch der Buch⸗ und Rechnungsführung, zu erbringen. 

Das Verfahren vor der Prüfungskommiſſion, der Gang der Prüfung 
und die Höhe der Prüfungsgebühren werden durch eine von der Handwerks- 
kammer mit Genehmigung der Landes ⸗Zentralbehörde zu erlaſſende Prüfungs⸗ 
ordnung geregelt. 
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Die Koften der Prüfungskommiſſionen fallen der Handwerkskammer zur 
Laſt, welcher die Prüfungsgebühren zufließen. 

Die Prüfungszeugniſſe ſind koſten⸗ und ſtempelfrei. 

Der Meiſterprüfung im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen können 
von der Landes⸗Zentralbehörde die von ihr angeordneten Prüfungen bei Anſtalten 
und Einrichtungen der im F. 129 Abſatz 4 bezeichneten Art gleichgeſtellt werden, 
ſofern bei denſelben mindeſtens die gleichen Anforderungen geſtellt werden wie bei 
den im Abſatz 1 vorgeſehenen Prüfungen. | 

N 
Artikel 3. 

1. Der bisherige Abſchnitt IIIa des Titels VII der Gewerbeordnung erhält 
die Bezeichnung III b. 

2. Der F. 134 Abſatz 1 der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung: 

Auf Fabrikarbeiter finden die Beſtimmungen der §§. 121 bis 125 
oder, wenn die Fabrikarbeiter als Lehrlinge anzuſehen find, die Bes 
ſtimmungen der $$. 126 bis 128 Anwendung. 

3. Hinter $. 144 der Gewerbeordnung wird folgender $. 144a eingeſchoben: 

Perſonen, welche den Beſtimmungen der $$. 126, 126 4 und 129 
entgegen Lehrlinge halten, anleiten oder anleiten laſſen, können von 
der Ortspolizeibehörde durch Zwangsſtrafen zur Entlaſſung der Lehr- 
linge angehalten werden. 

In gleicher Weiſe kann die Entlaſſung derjenigen Lehrlinge, 
welche den auf Grund der $$. 81 a Ziffer 3, 128 Abſatz 2 und 130 
erlaſſenen Vorſchriften entgegen angenommen ſind, verfügt werden. 


Artikel 4. 
1. Im F. 148 der Gewerbeordnung werden folgende Ziffern 9a, b und e 
eingeſchoben: 
9a. wer den $$. 126 und 126 a zuwider Lehrlinge hält, anleitet oder 
anleiten läßt, 
9b. wer dem $. 129 oder den auf Grund der $$. 128 und 130 erlaſſenen 
Vorſchriften zuwider Lehrlinge hält, anleitet oder anleiten läßt, 
96. wer unbefugt den Meiſtertitel führt. 
2. Die Ziffer 10 des $. 148 der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung: 
wer wiſſentlich der Beſtimmung im $. 127 e Abſatz 2 zuwider einen 
Lehrling beſchäftigt. 
3. Abſatz 1 Ziffer 8 und Abſatz 2 des $. 149, der Gewerbeordnung werden 
aufgehoben. 
4. Im F. 150 der Gewerbeordnung wird folgende Ziffer 4a eingeſchoben: 
der Lehrherr, welcher den Lehrvertrag nicht ordnungsmäßig abſchließt 
($$. 103 Abſatz 1 Ziffer 1 und 126 b). 
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Artikel 5. 

Soweit in anderen Geſetzen auf Beſtimmungen der bisherigen Titel VI 
und VII der Gewerbeordnung Bezug genommen wird, treten die entſprechenden 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes an deren Stelle. 

Mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs werden im F. 126 b 
Abſatz 2 Satz 1 des Artikels 2 die Worte „Vater oder Vormunde“ durch die 
Worte „geſetzlichen Stellvertreter“ erſetzt. 


Aebergangsbeſtimmungen. 


Artikel 6. 

1. Auf beſtehende Innungen finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes An⸗ 

wendung; ſie haben innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten der in den 
H. 81 bis 99 des Artikels 1 vorgeſehenen Beſtimmungen ihre Verfaſſung dieſen 
Vorſchriften entſprechend umzugeſtalten. Wird die Umgeſtaltung nicht bewirkt, 
ſo hat die böhere Verwaltungsbehörde die erforderliche Abänderung anzuordnen 
und, falls dieſer Anordnung nicht Folge gegeben wird, entweder die Aenderung 
mit rechtsverbindlicher Kraft zu verfügen oder die Innung zu ſchließen. 
e . 2. Die von der höheren Verwaltungsbehörde auf Grund der bisherigen 
93. 100 e und 100 f der Gewerbeordnung getroffenen Beſtimmungen werden mit 
dem Ablaufe von ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten der $$. 81 bis 99 des 
Artikels 1 aufgehoben. 

Wird innerhalb dieſer Friſt der Antrag auf Erlaß der im $. 100 Abſatz 1 
des Artikels 1 bezeichneten Anordnung von einer Innung geſtellt, für welche 
Beſtimmungen auf Grund der bisherigen $$. 100e oder 100 f ergangen ſind, 
do kann demſelben ſtattgegeben werden ‚ Ohne daß die Vorausſetzungen des $. 100 
Abſatz 1 Ziffer 1 und 2 zutreffen. 

3. Die Innungs⸗Krankenkaſſen haben ihre Statuten gemäß den Vor⸗ 
ſchriften des $. 90 dieſes Geſetzes zu ändern. Falls dies binnen einer von der 
Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Friſt nicht geſchieht, ſo können ſie, ſoweit nicht 
ze Beſtimmungen des $. 1007 Anwendung finden „geſchloſſen werden. 

4. Tritt an Stelle einer beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes einem Innungs⸗ 
ausſchuß oder Innungsverband angehörigen Innung eine Zwangsinnung, fo 

ird fie bis zur anderweiten Beſchlußfaſſung der Innungsverſammlung mit allen 
8 — und Verbindlichkeiten Mitglied des Innungsausſchuſſes oder Innungs⸗ 
erbandes. 


Artikel 7. 
Gewerbetreibende, welche bei Erlaß des Geſetzes Lehrlinge halten, ſind be⸗ 
rechtigt, dieſe Lehrlinge auszulehren. 
„ Auf Perſonen, welche beim Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen das ſieb⸗ 
zehnte Lebensjahr vollendet haben, findet F. 129 Abſatz 1 des Artikels 2 mit der 
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Maßgabe Anwendung, daß denſelben die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen 
auch dann zuſteht, wenn ſie nur eine zweijährige Lehrzeit zurückgelegt haben. 

Die untere Verwaltungsbehörde iſt befugt, Perſonen, welche den Voraus⸗ 
ſetzungen des Abſatzes 2 nicht entſprechen, die Befugniß zur Anleitung von Lehr⸗ 
lingen zu verleihen. 

Die Landes⸗Zentralbehörde kann für einzelne Gewerbe oder Zweige eines 
Gewerbes beſtimmen, daß den im Abſatze 2 bezeichneten Perſonen die Befugniß 
zur Anleitung von Lehrlingen auch dann zuſteht, wenn ſie eine kürzere als zwei⸗ 
jährige Lehrzeit zurückgelegt haben. N 


„ Artikel 8. 
, Lil, A,. c. Wer beim Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen perſönlich ein Handwerk 
ZA f. „„ ſeelbſtändig ausübt, ift befugt, den Meiſtertitel (Artikel 2 §. 133) zu führen, 
wenn er in dieſem Gewerbe die Vefugniß zur Anleitung von Lehrlingen befigt, 


Artikel 9. 


72 e g Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es ſich um die zu feiner Durchführung erforder- 
5 lichen Maßnahmen handelt, ſofort in Kraft. 
#7 7 nd Der Zeitpunkt, mit welchem das Geſetz im Uebrigen ganz oder theilweiſe 


„in Kraft tritt, wird durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundes⸗ 
. 4 raths beſtimmt. 
* or. u pH Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
T * Kaiſerlichen Inſiegel. 

En | Gegeben Molde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 26. Juli 1897. 
7 Gal, gg . l. f 
2% , fe 1 2 (L. S.) Wilhelm. 
79 7 % %%, . 5 Graf von Poſadowsky. 
| a . 


4 


2 HK ö 2 7 77 0 . f fi 4 AA eee ee 
AR, 44 HM 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


